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I

(Mitteilungen)

RAT

GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 32/96

vom Rat festgelegt am 3 . Juni 1996

im Hinblick auf den Erlaß der Richtlinie 96/. . ./EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom . . . über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von

Dienstleistungen

( 96/C 220/01 )

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 57 Absatz 2 und
Artikel 66 ,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialausschus­
ses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertrags ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

( 1 ) Die Beseitigung der Hindernisse für den freien Per­
sonen- und Dienstleistungsverkehr zwischen den
Mitgliedstaaten gehört gemäß Artikel 3 Buch­
stabe c ) des Vertrages zu den Zielen der Gemein­
schaft .

( 2 ) Für die Erbringung von Dienstleistungen sind nach
dem Vertrag seit Ende der Übergangszeit Einschrän­
kungen aufgrund der Staatsangehörigkeit oder einer
Wohnsitzvoraussetzung unzulässig .

( 3 ) Die Verwirklichung des Binnenmarktes bietet einen
dynamischen Rahmen für die länderübergreifende
Erbringung von Dienstleistungen . Das veranlaßt
eine wachsende Zahl von Unternehmen, Arbeitneh­
mer für eine zeitlich begrenzte Arbeitsleistung in
das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats zu entsen­
den, der nicht der Staat ist , in dem sie normaler­
weise beschäftigt werden .

( 4 ) Die Erbringung von Dienstleistungen kann entwe­
der als Ausführung eines Auftrags durch ein Unter­
nehmen, in seinem Namen und unter seiner Leitung
im Rahmen eines Vertrags zwischen diesem Unter­
nehmen und dem Leistungsempfänger oder in Form
des Zurverfügungstellens von Arbeitnehmern für
ein Unternehmen im Rahmen eines öffentlichen
oder privaten Auftrags erfolgen .

( 5 ) Voraussetzung für eine solche Förderung des
länderübergreifenden Dienstleistungsverkehrs sind
ein fairer Wettbewerb sowie Maßnahmen, die die
Wahrung der Rechte der Arbeitnehmer garantie­
ren .

( 6 ) Mit der Transnationalisierung der Arbeitsverhält­
nisse entstehen Probleme hinsichtlich des auf ein
Arbeitsverhältnis anwendbaren Rechts . Es liegt im
Interesse der betroffenen Parteien , die für das
geplante Arbeitsverhältnis geltenden Arbeits- und
Beschäftigungsbedingungen festzulegen .

( 7 ) Das Übereinkommen von Rom vom 19 . Juni 1980
über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzu­
wendende Recht ( 4 ), das von zwölf Mitgliedstaaten
unterzeichnet wurde , ist am 1 . April 1991 in der
Mehrheit der Mitgliedstaaten in Kraft getreten .

( 8 ) In Artikel 3 dieses Übereinkommens wird als allge­
meine Regel die freie Rechtswahl der Parteien fest­
gelegt . Mangels einer Rechtswahl ist nach Artikel 6
Absatz 2 auf den Arbeitsvertrag das Recht des
Staates anzuwenden, in dem der Arbeitnehmer in
Erfüllung des Vertrages gewöhnlich seine Arbeit
verrichtet , selbst wenn er vorübergehend in einen
anderen Staat entsandt ist , oder das Recht des
Staates, in dem sich die Niederlassung befindet, die
den Arbeitnehmer eingestellt hat, sofern dieser seine
Arbeit gewöhlich nicht in ein und demselben Staat
verrichtet, es sei denn , daß sich aus der Gesamtheit

0 ) ABI . Nr . C 72 vom 15 . 3 . 1993 , S. 78 .
( 2 ) ABI . Nr . C 49 vom 24 . 2 . 1992 , S. 41 .
( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 12 . Februar
1996 (ABl . Nr . C 72 vom 13 . 3 . 1993 , S. 85 ), gemeinsamer
Standpunkt des Rates vom . . . ( noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht ) und Beschluß des Europäischen Parlaments
vom . . . ( noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht ). O AB1 . Nr. L 266 vom 9 . 10 . 1980, S. 1 .
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bestimmten Bedingungen von den Bestimmungen
über die Mindestlohnsätze abweichen oder die
Möglichkeit von Abweichungen im Rahmen von
Tarifverträgen vorsehen . Ist der Umfang der zu
verrichtenden Arbeiten gering, so können die Mit­
gliedstaaten von den Bestimmungen über die Min­
destlohnsätze und den bezahlten Mindestjahresur­
laub abweichen .

( 17 ) Die im Gastland geltenden zwingenden Bestimmun­
gen über ein Mindestmaß an Schutz dürfen jedoch
nicht der Anwendung von Arbeitsbedingungen, die
für die Arbeitnehmer günstiger sind , entgegenste­
hen .

( 18 ) Es sollte der Grundsatz eingehalten werden, daß
außerhalb der Gemeinschaft ansässige Unternehmen
nicht besser gestellt werden dürfen als Unterneh­
men, die im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
ansässig sind .

( 19 ) Unbeschadet anderer Gemeinschaftsbestimmungen
beinhaltet diese Richtlinie weder die Verpflichtung
zur rechtlichen Anerkennung der Existenz von Leih­
arbeitsunternehmen, noch hindert sie die Mitglied­
staaten , ihre Rechtsvorschriften über das Zurverfü­
gungstellen von Arbeitskräften und über Leihar­
beitsunternehmen auf Unternehmen anzuwenden,
die nicht in ihrem Hoheitsgebiet niedergelassen ,
dort aber im Rahmen der Erbringung von Dienstlei­
stungen tätig sind .

( 20 ) Diese Richtlinie berührt weder die von der Gemein­
schaft mit Drittländern geschlossenen Überein­
künfte noch die Rechtsvorschriften der Mitglied­
staaten, die den Zugang von Dienstleistungserbrin­
gern aus Drittländern zu ihrem Hoheitsgebiet
betreffen . Ebenso bleiben die einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften , die die Einreise und den Aufent­
halt von Arbeitnehmern aus Drittländern sowie
deren Zugang zur Beschäftigung regeln, von dieser
Richtlinie unberührt .

( 21 ) Welche Bestimmungen im Bereich der Sozialversi­
cherungsleistungen und -beiträge anzuwenden sind ,
ist in der Verordnung (EWG) Nr . 1408/71 des
Rates vom 14 . Juni 1971 zur Anwendung der
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer
und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft
zu- und abwandern ( ] ), geregelt .

( 22 ) Diese Richtlinie berührt nicht das Recht der Mit­
gliedstaaten über kollektive Maßnahmen zur Vertei­
digung beruflicher Interessen .

( 23 ) Die zuständigen Stellen in den Mitgliedstaaten müs­
sen bei der Anwendung dieser Richtlinie zusam­
menarbeiten . Die Mitgliedstaaten haben geeignete
Maßnahmen für den Fall der Nichteinhaltung die­
ser Richtlinie vorzusehen .

der Umstände ergibt, daß der Arbeitsvertrag engere
Verbindungen zu einem anderen Staat aufweist; in
diesem Fall ist das Recht dieses anderen Staates
anzuwenden .

( 9 ) Nach Artikel 6 Absatz 1 dieses Übereinkommens
darf die Rechtswahl der Parteien nicht dazu führen,
daß dem Arbeitnehmer der Schutz entzogen wird,
der ihm durch die zwingenden Bestimmungen des
Rechts gewährt wird, das nach Absatz 2 mangels
einer Rechtswahl anzuwenden wäre .

( 10 ) Nach Artikel 7 dieses Übereinkommens kann —
zusammen mit dem für anwendbar erklärten Recht
— den zwingenden Bestimmungen des Rechts eines
anderen Staates , insbesondere des Mitgliedstaats , in
dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer vorüberge­
hend entsandt wird , Wirkung verliehen werden .

( 11 ) Nach dem in Artikel 20 dieses Übereinkommens
anerkannten Grundsatz des Vorrangs des Gemein­
schaftsrechts berührt das Übereinkommen nicht die
Anwendung der Kollisionsnormen für vertragliche
Schuldverhältnisse auf besonderen Gebieten, die in
Rechtsakten der Organe der Europäischen Gemein­
schaften oder in dem in Ausführung dieser Akte
harmonisierten innerstaatlichen Recht enthalten
sind oder enthalten sein werden .

( 12 ) Das Gemeinschaftsrecht hindert die Mitgliedstaaten
nicht daran, ihre Gesetze oder die von den Sozial­
partnern abgeschlossenen Tarifverträge auf sämtli­
che Personen anzuwenden, die — auch nur vor­
übergehend — in ihrem Hoheitsgebiet beschäftigt
werden, selbst wenn ihr Arbeitgeber in einem ande­
ren Mitgliedstaat ansässig ist . Das Gemeinschafts­
recht verbietet es den Mitgliedstaaten nicht, die
Einhaltung dieser Bestimmungen mit angemessenen
Mitteln sicherzustellen .

( 13 ) Die Gesetze der Mitgliedstaaten müssen koordiniert
werden, um einen Kern zwingender Bestimmungen
über ein Mindestmaß an Schutz festzulegen, das im
Gastland von Arbeitgebern zu gewährleisten ist , die
Arbeitnehmer für eine zeitlich begrenzte Arbeitslei­
stung in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ent­
senden, in dem eine Dienstleistung zu erbringen ist .
Eine solche Koordinierung kann nur durch Rechts­
vorschriften der Gemeinschaft erfolgen .

( 14 ) Ein „harter Kern" klar definierter Schutzbestim­
mungen ist vom Dienstleistungserbringer unabhän­
gig von der Dauer der Entsendung des Arbeitneh­
mers einzuhalten .

( 15 ) In bestimmten Einzelfällen von Montage- und/oder
Einbauarbeiten sind die Bestimmungen über die
Mindestlohnsätze und den bezahlten Mindestjahres­
urlaub nicht anzuwenden .

( 16 ) Die Anwendung der Bestimmungen über die Min­
destlohnsätze und den bezahlten Mindestjahresur­
laub bedarf außerdem einer gewissen Flexibilität .
Beträgt die Dauer der Entsendung nicht mehr als
einen Monat, so können die Mitgliedstaaten unter

( ) ABl . Nr . L 149 vom 5 . 7 . 1971 , S. 2 . Verordnung zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 3096/95 (ABl . Nr.
L 335 vom 30 . 12 . 1995 , S. 10 ).
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( 24 ) Es muß sichergestellt werden, daß diese Richtlinie
ordnungsgemäß angewandt wird . Hierzu ist eine
enge Zusammenarbeit zwischen der Kommission
und den Mitgliedstaaten vorzusehen .

( 25 ) Spätestens fünf Jahre nach Annahme dieser Richtli­
nie hat die Kommission die Anwendung dieser
Richtlinie zu überprüfen und, falls erforderlich,
Änderungsvorschläge zu unterbreiten —

ten Zeitraums seine Arbeitsleistung im Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats erbringt, der nicht gleichzeitig der
Staat ist , in dessen Hoheitsgebiet er normalerweise arbei­
tet .

( 2 ) Für die Zwecke dieser Richtlinie wird der Begriff
des Arbeitnehmers in dem Sinne verwendet, in dem er im
Recht des Mitgliedstaats , in dessen Hoheitsgebiet der
Arbeitnehmer entsandt wird , gebraucht wird .

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: Artikel 3

Artikel 1

Anwendungsbereich

( 1 ) Diese Richtlinie gilt für Unternehmen mit Sitz in
einem Mitgliedstaat, die im Rahmen der länderübergrei­
fenden Erbringung von Dienstleistungen Arbeitnehmer
gemäß Absatz 3 in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
entsenden .

( 2 ) Diese Richtlinie gilt nicht für Schiffsbesatzungen
von Unternehmen der Handelsmarine .

( 3 ) Diese Richtlinie findet Anwendung, soweit die in
Absatz 1 genannten Unternehmen eine der folgenden
länderübergreifenden Maßnahmen treffen :
a ) einen Arbeitnehmer in ihrem Namen und unter ihrer

Leitung in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats im
Rahmen eines Vertrags entsenden, der zwischen dem
entsendenden Unternehmen und dem in diesem Mit­
gliedstaat tätigen Dienstleistungsempfänger geschlos­
sen wurde, sofern für die Dauer der Entsendung ein
Arbeitsverhältnis zwischen dem entsendenden Unter­
nehmen und dem Arbeitnehmer besteht, oder

b ) einen Arbeitnehmer in eine Niederlassung oder ein
der Unternehmensgruppe angehörendes Unternehmen
im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats entsenden,
sofern für die Dauer der Entsendung ein Arbeitsver­
hältnis zwischen dem entsendenden Unternehmen und
dem Arbeitnehmer besteht, oder

c ) als Leiharbeitunternehmen oder als einen Arbeitneh­
mer zur Verfügung stellendes Unternehmen einen
Arbeitnehmer einem verwendenden Unternehmen
überlassen, das seinen Sitz im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats hat oder dort seine Tätigkeit ausübt,
sofern für die Dauer der Entsendung ein Arbeitsver­
hältnis zwischen dem Leiharbeitunternehmen oder
dem einen Arbeitnehmer zur Verfügung stellenden
Unternehmen und dem Arbeitnehmer besteht .

( 4 ) Unternehmen mit Sitz in einem Nichtmitgliedstaat
darf keine günstigere Behandlung zuteil werden als Unter­
nehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat .

Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß unabhängig
von dem auf das jeweilige Arbeitsverhältnis anwendbaren
Recht die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Unternehmen
den in ihr Hoheitsgebiet entsandten Arbeitnehmern
bezüglich der nachstehenden Aspekte die Arbeits - und
Beschäftigungsbedingungen garantieren, die in dem Mit­
gliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Arbeitsleistung
erbracht wird ,

— durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften und/
oder

— durch für allgemein verbindlich erklärte Tarifverträge
oder Schiedssprüche im Sinne des Absatzes 8 , sofern
sie die im Anhang genannten Tätigkeiten betreffen ,

festgelegt sind :

a ) Höchstarbeitszeiten und Mindestruhezeiten ;

b ) bezahlter Mindestjahresurlaub;

c ) Mindestlohnsätze einschließlich der Überstundensätze ;
dies gilt nicht für die zusätzlichen betrieblichen Alters­
versorgungssysteme;

d ) Bedingungen für die Überlassung von Arbeitskräften ,
insbesondere durch Leiharbeitsunternehmen;

e ) Sicherheit, Gesundheitsschutz und Hygiene am Ar­
beitsplatz;

f) Schutzmaßnahmen im Zusammenhang mit den
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen von Schwan­
geren und Wöchnerinnen, Kindern und Jugendlichen;

g ) Gleichbehandlung von Männern und Frauen sowie
andere Nichtdiskriminierungsbestimmungen .

Zum Zwecke dieser Richtlinie wird der in Unterabsatz 1
Buchstabe c ) genannte Begriff der Mindestlohnsätze
durch die Rechtsvorschriften und/oder Praktiken des Mit­
gliedstaats bestimmt, in dessen Hoheitsgebiet der Arbeit­
nehmer entsandt wird .

( 2 ) Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben b ) und c )
gelten nicht für Erstmontage- und/oder Einbauarbeiten ,
die Bestandteil eines Liefervertrags sind , für die Inbetrieb­
nahme der gelieferten Güter unerläßlich sind und von
Facharbeitern und/oder angelernten Arbeitern des Liefer­
unternehmens ausgeführt werden, wenn die Dauer der
Entsendung acht Tage nicht übersteigt .

Artikel 2

Begriffsbestimmung

( 1 ) Im Sinne dieser Richtlinie gilt als entsandter Arbeit­
nehmer jeder Arbeitnehmer, der während eines begrenz­
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die betreffende Tätigkeit oder das betreffende
Gewerbe ausübenden gleichartigen Unternehmen all­
gemein wirksam sind , und/oder

— die Tarifverträge , die von den auf nationaler Ebene
repräsentativsten Organisationen der Tarifvertragspar­
teien geschlossen werden und innerhalb des gesamten
nationalen Hoheitsgebiets zur Anwendung kommen,

sofern deren Anwendung auf die in Artikel 1 Absatz 1
genannten Unternehmen eine Gleichbehandlung dieser
Unternehmen in bezug auf die in Absatz 1 Unterabsatz 1
genannten Aspekte gegenüber den im vorliegenden Unter­
absatz genannten anderen Unternehmen, die sich in einer
vergleichbaren Lage befinden , gewährleistet .

Gleichbehandlung im Sinne dieses Artikels liegt vor, wenn
für die inländischen Unternehmen, die sich in einer ver­
gleichbaren Lage befinden,

— am betreffenden Ort oder in der betreffenden Sparte
hinsichtlich der Aspekte des Absatzes 1 Unterabsatz 1
dieselben Anforderungen gelten wie für die Entsen­
deunternehmen und

— diese Anforderungen ihnen gegenüber mit derselben
Wirkung durchgesetzt werden können .

( 9 ) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß die in
Artikel 1 Absatz 1 genannten Unternehmen Arbeitneh­
mern im Sinne von Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe c )
diejenigen Bedingungen garantieren , die in dem Mitglied­
staat, in dessen Hoheitsgebiet die Arbeitsleistung erbracht
wird , für Leiharbeitnehmer gelten .

( 10 ) Diese Richtlinie berührt nicht das Recht der Mit­
gliedstaaten , unter Einhaltung des Vertrags für inländi­
sche und ausländische Unternehmen in gleicher Weise

— Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen für andere
als die in Absatz 1 Unterabsatz 1 aufgeführten
Aspekte , soweit es sich um Vorschriften im Bereich
der öffentlichen Ordnung handelt,

— Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen, die in Tarif­
verträgen oder Schiedssprüchen nach Absatz 8 festge­
legt sind und andere als im Anhang genannte Tätig­
keit betreffen ,

vorzuschreiben .

Dies gilt nicht für die im Anhang aufgeführten Bauarbei­
ten .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten können gemäß ihren üblichen
Verfahren und Praktiken nach Konsultation der Sozial­
partner beschließen , Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c )
in den in Artikel 1 Absatz 3 Buchstaben a ) und b )
genannten Fällen nicht anzuwenden, wenn die Dauer der
Entsendung einen Monat nicht übersteigt .

( 4 ) Die Mitgliedstaaten können gemäß ihren Rechts­
vorschriften und/oder Praktiken vorsehen, daß durch
Tarifverträge im Sinne des Absatzes 8 für einen oder
mehrere Tätigkeitsbereiche in den in Artikel 1 Absatz 3
Buchstaben a ) und b ) genannten Fällen von Absatz 1
Unterabsatz 1 Buchstabe c ) sowie von dem Beschluß eines
Mitgliedstaats nach Absatz 3 abgewichen werden kann,
wenn die Dauer der Entsendung einen Monat nicht
übersteigt .

( 5 ) Die Mitgliedstaaten können in den in Artikel 1
Absatz 3 Buchstaben a ) und b ) genannten Fällen eine
Ausnahme von Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben b )
und c ) vorsehen, wenn der Umfang der zu verrichtenden
Arbeiten gering ist .

Die Mitgliedstaaten , die von der in Unterabsatz 1 gebote­
nen Möglichkeiten Gebrauch machen, legen die Modali­
täten fest , denen die zu verrichtenden Arbeiten entspre­
chen müssen , um als Arbeiten von geringem Umfang zu
gelten .

( 6 ) Die Dauer der Entsendung berechnet sich unter
Zugrundelegung eines Bezugszeitraums von einem Jahr ab
Beginn der Entsendung .

Bei der Berechnung der Entsendungsdauer wird die Dauer
einer gegebenenfalls im Rahmen einer Entsendung von
einem zu ersetzenden Arbeitnehmer bereits zurückgeleg­
ten Entsendungsdauer berücksichtigt .

( 7 ) Die Absätze 1 bis 6 stehen der Anwendung von für
die Arbeitnehmer günstigeren Beschäftigungs- und Ar­
beitsbedingungen nicht entgegen .

Die Entsendungszulagen gelten als Bestandteil des Min­
destlohns , soweit sie nicht als Erstattung für infolge der
Entsendung tatsächlich entstandene Kosten wie z . B.
Reise-, Unterbringungs- und Verpflegungskosten gezahlt
werden .

( 8 ) Unter „ für allgemein verbindlich erklärten Tarif­
verträgen oder Schiedssprüchen " sind Tarifverträge oder
Schiedssprüche zu verstehen, die von allen in den jeweili­
gen geographischen Bereich fallenden und die betreffende
Tätigkeit oder das betreffende Gewerbe ausübenden
Unternehmen einzuhalten sind .

Gibt es kein System zur Allgemeinverbindlicherklärung
von Tarifverträgen oder Schiedssprüchen im Sinne von
Unterabsatz 1 , so können die Mitgliedstaaten auch
beschließen , folgendes zugrunde zu legen :

— die Tarifverträge oder Schiedssprüche , die für alle in
den jeweiligen geographischen Bereich fallenden und

Artikel 4

Zusammenarbeit im Informationsbereich

( 1 ) Zur Durchführung dieser Richtlinie benennen die
Mitgliedstaaten gemäß ihren Rechtsvorschriften und/oder
Praktiken ein oder mehrere Verbindungsbüros oder eine
oder mehrere zuständige einzelstaatliche Stellen .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten sehen die Zusammenarbeit der
Behörden vor, die entsprechend den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften für die Überwachung der in Artikel 3
aufgeführten Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen



29 . 7 . 96 I DE I Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . C 220/5

war; dies berührt nicht die Möglichkeit , gegebenenfalls
gemäß den geltenden internationalen Übereinkommen
über die gerichtliche Zuständigkeit in einem anderen
Staat Klage zu erheben .

Artikel 7

Durchfiïhrung

zuständig sind . Diese Zusammenarbeit besteht insbeson­
dere darin , begründete Anfragen dieser Behörden zu
beantworten, die das länderübergreifende Zurverfügung­
stellen von Arbeitnehmern , einschließlich offenkundiger
Verstöße oder Fälle von Verdacht auf unzulässige länder­
übergreifende Tätigkeiten , betreffen .

Die Kommission und die in Unterabsatz 1 bezeichneten
Behörden arbeiten eng zusammen, um etwaige Schwierig­
keiten bei der Anwendung des Artikels 3 Absatz 10 zu
prüfen .

Die gegenseitige Amtshilfe erfolgt unentgeltlich .

( 3 ) Jeder Mitgliedstaat ergreift die geeigneten Maßnah­
men, damit die Informationen über die nach Artikel 3
maßgeblichen Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen
allgemein zugänglich sind .

( 4 ) Jeder Mitgliedstaat nennt den anderen Mitglied­
staaten und der Kommissionen die in Absatz 1 bezeichne­
ten Verbindungsbüros und/oder zuständigen Stellen .

Die Mitgliedstaaten erlassen die Rechts - und Verwal­
tungsvorschriften, die erforderlich sind , um dieser Richtli­
nie spätestens ab dem ...(') nachzukommen . Sie setzen
die Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen ,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten dieser Bezugnahme .

Artikel 8
Artikel 5

Matënahmen
Überprüfung durch die Kommission

Spätestens zum . . . ( 2 ) überprüft die Kommission die
Anwendung dieser Richtlinie , um dem Rat erforderlichen­
falls entsprechende Änderungen vorzuschlagen .

Die Mitgliedstaaten sehen geeignete Maßnahmen für den
Fall der Nichteinhaltung dieser Richtlinie vor .

Sie stellen insbesondere sicher, daß den Arbeitnehmern
und/oder ihren Vertretern für die Druchsetzung der sich
aus dieser Richtlinie ergebenden Verpflichtungen geeig­
nete Verfahren zur Verfügung stehen .

Artikel 9

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu . . .
Artikel 6

Gerichtliche Zuständigkeit

Zur Durchsetzung des Rechts auf die in Artikel 3
gewährleisteten Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen
kann eine Klage in dem Mitgliedstaat erhoben werden, in
dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer entsandt ist oder

Im Namen des Europâischen
Parlaments Im Namen des Rates

Der Prasident Der Pråsident

( ) Drei Jahre nach Annahme dieser Richtlinie .
( 2 ) Fünf Jahre nach Annahme dieser Richtlinie .
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ANHANG

Die in Artikel 3 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich genannten Tätigkeiten umfassen alle Bauarbeiten , die der
Errichtung, der Instandsetzung, der Instandhaltung, dem Umbau oder dem Abriß von Bauwerken dienen,
insbesondere

I. Aushub

2 . Erdarbeiten

3 . Bauarbeiten im engeren Sinne
4 . Errichtung und Abbau von Fertigbauelementen
5 . Einrichtung oder Ausstattung
6 . Umbau

7 . Renovierung

8 . Reparatur

9 . Abbauarbeiten

10 . Abbrucharbeiten

11 . Wartung

12 . Instandhaltung (Maler- und Reinigungsarbeiten )
13 . Sanierung.



29 . 7 . 96 | DE j Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . C 220/7

BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1 . Die Kommission hat dem Rat mit Schreiben vom 28 . Juni 1991 einen Vorschlag für eine
auf Artikel 57 Absatz 2 und Artikel 66 des EWG-Vertrags gestützte Richtlinie über die
Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen
unterbreitet .

2 . Das Europäische Parlament und der Wirtschafts - und Sozialausschuß haben ihre
Stellungnahmen am 10 . Februar 1993 bzw. 18 . Dezember 1991 abgegeben .

Im Lichte dieser Stellungnahmen hat die Kommission mit Schreiben vom 16 . Juni 1993
einen geänderten Vorschlag vorgelegt .

3 . Am 3 . Juni 1 996 hat der Rat seinen gemeinsamen Standpunkt gemäß Artikel 189b des
Vertrags festgelegt .

II . ZIEL

Ziel der geplanten Richtlinie ist es , im Hinblick auf den freien Dienstleistungsverkehr
innerhalb der^Gemeinschaft die Rechtssicherheit zu erhöhen, die Bedingungen für einen
lauteren Wettbewerb zwischen Unternehmen vorzusehen und die Arbeitnehmer zu schützen .
Hierzu

— sollen die Arbeits - und Beschäftigungsbedingungen festgelegt werden , die die Unterneh­
men mit Sitz in einem Mitgliedstaat den Arbeitnehmern zu garantieren haben, die sie in
das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates im Rahmen der Erbringung von
Dienstleistungen entsenden;

— soll eine Zusammenarbeit zwischen den zuständigen einzelstaatlichen Stellen im Hinblick
auf die Bereitstellung von Informationen vorgesehen werden;

— sollen Garantien im Hinblick auf die Einhaltung der von der Richtlinie genannten
Arbeits - und Beschäftigungsbedingungen, und zwar auch im Bereich der den Arbeitneh­
mern zur Verfügung stehenden Verfahren und der gerichtlichen Zuständigkeit , vorgese­
hen werden .

III . ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

1 . Allgemeine Bemerkungen

Der Rat hat in seinem gemeinsamen Standpunkt die in dem geänderten Vorschlag der
Kommission enthaltene Liste der Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen im wesentli­
chen übernommen .

Was die Nichtanwendung bestimmter Bedingungen auf Entsendungen von kurzer Dauer
anbelangt, so hat sich der Rat dafür entschieden, diese Nichtanwendung fakultativ zu
halten, außer bei Erstmontage- und/oder Einbauarbeiten . Die Möglichkeit einer Nichtan­
wendung ist auch im Falle von Arbeiten geringen Umfangs ohne zeitliche Auflage
vorgesehen .

Der Rat hat neue Bestimmungen hinzugefügt, die u . a . die Gleichbehandlung von
Unternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat und Unternehmen mit Sitz in einem
Nichtmitgliedstaat sowie die gerichtliche Zuständigkeit betreffen .

2 . Spezifische Bemerkungen

2.1 . Wichtigste Änderungen des Rates an dem geänderten Vorschlag der Kommission

Die wichtigsten Änderungen, die der Rat an dem geänderten Vorschlag der
Kommission vorgenommen hat, betreffen folgendes :
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a ) Behandlung der Unternehmen mit Sitz in einem Nichtmitgliedstaat (Artikel 1
Absätze 1 und 4 )

Der Rat hat zwar vorgesehen, daß die Richtlinie nur für Unternehmen mit Sitz
in einem Mitgliedstaat gilt , ist jedoch gleichzeitig übereingekommen, daß
Unternehmen mit Sitz in einem Nichtmitgliedstaat keine günstigere Behandlung
zuteil werden darf als Unternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat .

b ) Nichtanwendung der Richtlinie auf Schiffsbesatzungen von Unternehmen der
Handelsmarine (Artikel 1 Absatz 2 )

Der Rat hat dem Artikel 1 einen neuen Absatz angefügt, wonach die Richtlinie
nicht für die Schiffsbesatzungen solcher Unternehmen gilt .

c ) Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen eines Vertrags (Artikel 1
Absatz 3 Buchstabe a ))

Der Rat hat präzisiert , daß die Entsendung im Rahmen eines Vertrags zwischen
dem entsendenden Unternehmen und dem im Gastland tätigen Dienstleistungs­
empfänger erfolgen muß.

d ) Bestimmung der Begriffe „ entsandter Arbeitnehmer " und „Arbeitnehmer "
(Artikel 2 )

Der Rat hat einen neuen Artikel hinzugefügt, in dem einmal der Begriff
„ entsandter Arbeitnehmer" bestimmt und zum anderen präzisiert wird , daß der
Begriff „Arbeitnehmer" in dem Sinne verwendet wird , in dem er im Gastmit­
gliedstaat gebraucht wird .

e ) Liste der Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen (Artikel 3 Absatz 1 und
Absatz 10 erster Gedankenstrich )

Die von der Kommission vorgeschlagene Liste wurde unter anderem wie folgt
geändert :
— Buchstaben a ) und b ) (Arbeits- und Ruhezeiten und bezahlter Urlaub ):

— Es wurden allgemeinere Formulierungen gewählt;
— es wurde präzisiert , daß es sich bei dem bezahlten Urlaub um Jahresur­
laub handelt .

— Buchstabe c ) (Mindestlohnsàtze ):

— Die Bezugnahme auf Lohnzuschläge wurde nicht festgehalten;
— dagegen wurde bei zusätzlichen betrieblichen Alterssystemen die Nicht­
anwendung von Buchstabe c ) vorgesehen .

— Buchstabe f) ( Schutzmaßnahmen ):

— Zusätzlich zu den Arbeitsbedingungen sind die Beschäftigungsbedingun­
gen einbezogen worden;

— die Bezugnahme auf andere Personengruppen wurde nicht festgehalten .
— Buchstabe g ) (Nichtdiskriminierungsbestimmungen ): Es wurde eine allge­
meinere Formulierung festgehalten .

Sodann hat der Rat eine neue Bestimmung eingefügt, wonach die Mitgliedstaa­
ten die Liste der Bedingungen ausdehnen können, soweit es sich um Vorschrif­
ten der öffentlichen Ordnung handelt .

f ) Durch Tarifverträge oder Schiedssprüche festgelegte Arbeits- und Beschäfti­
gungsbedingungen (Artikel 3 Absatz 1 und Absatz 10 zweiter Gedankenstrich ,
Anhang )

Was die durch Tarifverträge oder Schiedssprüche festgelegten Arbeits- und
Beschäftigungsbedingungen anbelangt, so hat der Rat

— die entsprechenden Vorschriften des Bausektors festgehalten;

— jedoch Möglichkeiten für die Mitgliedstaaten vorgesehen, andere Sektoren
einzubeziehen .
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g ) Nichtanwendung der Bestimmungen über den bezahlten Mindestjahresurlaub
und die Mindestlohnsätze (Artikel 3 Absätze 2 bis 5 )

Was die Nichtanwendung — unter bestimmten Voraussetzungen — der Bestim­
mungen über den bezahlten Mindestjahresurlaub und die Mindestlohnsätze
angeht, so hat der Rat einen Kompromiß zwischen dem Standpunkt, den die
Kommission und einige Delegationen vertraten , wonach eine obligatorische
Nichtanwendung dieser Bestimmungen bei Entsendungen von einer unter einer
bestimmten Schwelle liegenden Dauer vorgesehen werden sollte , und dem
Standpunkt der übrigen Delegationen, die entweder eine obligatorische Anwen­
dung vom ersten Tag der Entsendung an oder eine fakultative Nichtanwendung
bei Entsendungen von kurzer Dauer wünschten , erzielt .
Der Kompromifi des Rates beinhaltet insbesondere folgendes :
— obligatorische Nichtanwendung der Bestimmungen über den bezahlten
Mindestjahresurlaub und die Mindestlohnsätze im Fall von Erstmontage­
und/oder Einbauarbeiten , die nicht den Bausektor betreffen, wenn die
Dauer der Entsendung acht Tage nicht übersteigt (Artikel 3 Absatz 2 );

— bei Entsendung von Arbeitnehmern im Namen und unter der Leitung des
entsendenden Unternehmens bzw. bei Entsendung von Arbeitnehmern
innerhalb einer Unternehmensgruppe , fakultative Nichtanwendung
— der Bestimmungen über die Mindestlohnsätze, und zwar nach Konsulta­
tion der Sozialpartner oder aufgrund eines Tarifvertrages , wenn die
Dauer der Entsendung einen Monat nicht übersteigt (Artikel 3
Absätze 3 und 4 );

— der Bestimmungen über den bezahlten Mindestjahresurlaub und die
Mindestlohnsätze , wenn der Umfang der zu verrichtenden Arbeiten
gering ist (Artikel 3 Absatz 5 );

hieraus ergibt sich , daß die Möglichkeit der Nichtanwendung
— die Leiharbeitnehmer nicht betrifft ;

— die Bestimmungen über den bezahlten Mindestjahresurlaub nur im Fall von
Arbeiten geringen Umfangs betrifft .

h ) Beziehung zwischen Entsendungszulagen und Mindestlohn (Artikel 3 Absatz 7
Unterabsatz 2 )

Damit gegebenenfalls ein Vergleich zwischen den entsprechenden Bedingungen
angestellt werden kann, hat der Rat die Beziehung zwischen Entsendungszula­
gen und Mindestlohn präzisiert .

i ) Fehlen eines Systems zur Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträ­
gen oder Schiedssprüchen (Artikel 3 Absatz 8 Unterabsätze 2 und 3 )
Der Rat hat die entsprechende Bestimmung redaktionell präzisiert und ergänzt
und insbesondere

— den Begriff „ allgemeinverbindlich " durch folgende Wendung ersetzt : in dem
betreffenden Sektor „ für alle gleichartigen Unternehmen allgemein wirk­
sam";

— zusätzlich zu den genannten Tarifverträgen solche Tarifverträge einbezogen,
die von den repräsentativsten Organisationen der Tarifvertragsparteien
geschlossen werden und innerhalb des gesamten nationalen Hoheitsgebiets
zur Anwendung kommen;

— eine Bestimmung des Begriffs „Gleichbehandlung" der betreffenden Unter­
nehmen eingefügt .

j ) Gleiche Bedingungen für entsandte Leiharbeitnehmer wie für andere Leihar­
beitnehmer im Gastmitgliedstaat (Artikel 3 Absatz 9 )
Der Rat hat eine Bestimmung eingefügt, die es den Mitgliedstaaten ermöglicht
vorzusehen, daß den entsandten Leiharbeitnehmern die gleichen Bedingungen
zugute kommen, wie sie für die anderen Leiharbeitnehmer in dem Gastmit­
gliedstaat gelten .
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k ) Zusammenarbeit im Informationsbereich (Artikel 4 )
Der Rat hat sich für allgemeinere Formulierungen in folgenden Fragen entschie­
den :

— für die Durchführung der Richtlinie zuständige Stellen;
— Gegenstand der Zusammenarbeit zwischen den staatlichen Stellen;
— von den Mitgliedstaaten bereitgestellte Informationen .
Der Rat hat eine spezifische Zusammenarbeit zwischen der Kommission und
den zuständigen öffentlichen Stellen in bezug auf die Einhaltung der Arbeits­
und Beschäftigungsbedingungen vorgesehen, die
— für andere als von der Richtlinie erfaßte Aspekte gelten , soweit es sich um
Vorschriften im Bereich der öffentlichen Ordnung handelt ;

— in Tarifverträgen oder Schiedssprüchen festgelegt sind und andere Bereiche
als den Bausektor betreffen .

Da die vorgesehenen Informationen breit gefächert sind , hat der Rat nicht an
einer Veröffentlichungspflicht seitens der zuständigen Behörde festgehalten,
sondern sich darauf geeinigt, daß die Informationen über die Arbeits - und
Beschäftigungsbedingungen allgemein zugänglich sein müssen .

1 ) Gerichtliche Zuständigkeit (Artikel 6 )
Der Rat hat einen Artikel eingefügt, der den Gerichten des Gastmitgliedstaats
eine gerichtliche Zuständigkeit zuerkennt .

m ) Durchführung (Artikel 7 )
Der Rat hat die vorgeschlagene Frist für die Umsetzung der Richtlinie von zwei
auf drei Jahre nach Annahme der Richtlinie verlängert .
Im übrigen hat er die übliche Bestimmung aufgenommen, wonach die Mitglied­
staaten, wenn sie die erforderlichen Vorschriften erlassen , in diesen Vorschrif­
ten auf die Richtlinie Bezug nehmen .

2.2 . Änderungen des Europäischen Parlaments

a ) Von der Kommission übernommene Änderungen
Was die von der Kommission übernommenen Änderungen angeht, so hat der
Rat die Änderungen 2 , 4 , 6 , 7 , 8 , 12 , 24 , 30 , 31 , 32 ( zweiter Teil ) und 33
ganz , teilweise oder mit redaktionellen Änderungen festgehalten .
Die Änderungen 3 , 10 ( erster Teil ), 16 , 17, 18 ( zweiter Teil ) und 20 hat er
nicht festgehalten .

b ) Von der Kommission nicht übernommene Änderungen
Was die von der Kommission nicht übernommenen Änderungen angeht, so hat
der Rat ebenfalls die Änderungen 1 , 5 , 9 , 10 ( zweiter Teil ), 11 , 15 , 18 ( erster
Teil ), 19 , 21 , 22 , 23 , 26 , 27, 28 und 29 nicht festgehalten .
Der Rat hat jedoch die Änderung 14 ( im Zusammenhang mit Artikel 3
Absatz 4 , mit redaktionellen Änderungen ) sowie die Änderung 25 (erster Teil )
festgehalten .
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GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr . 33/96

vom Rat festgelegt am 10 . Juni 1996

im Hinblick auf den Erlaß der Richtlinie 96/. . ./EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom . . . zur Änderung der Richtlinie 89/686/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der

Mitgliedstaaten für persönliche Schutzausrüstungen

( 96/C 220/02 )

„Zusätzliche Angaben :
— Die beiden letzten Ziffern des Jahres , in dem die
CE-Kennzeichnung angebracht wurde; diese An­
gabe ist für PSA nach Artikel 8 Absatz 3 nicht
erforderlich ."

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft , insbesondere auf Artikel 100a ,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
Artikel 2

ses r ), ( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen
vor dem 1 . Januar 1997 die Rechts - und Verwaltungsvor­
schriften , die erforderlich sind , um dieser Richtlinie nach­
zukommen . Sie setzen die Kommission unverzüglich
davon in Kenntnis .

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 1 . Januar 1997
an .

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen ,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten dieser Bezugnahme .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der innerstaatlichen Vorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen .

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertrags ('),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach der Richtlinie 89/686/EWG ( 4 ) muß an sämtlichen
persönlichen Schutzausrüstungen (PSA) die CE-Kenn­
zeichnung angebracht sein, und es muß zusätzlich das
Jahr angegeben werden , in dem die Kennzeichnung ange­
bracht wurde .

Diese Angabe der Jahreszahl ist für die Sicherheit der
Benutzer der PSA nicht erforderlich . Sie kann zu Ver­
wechslungen mit der Angabe des Verfalldatums führen ,
die für PSA vorgeschrieben ist, die altern .

Diese Angabe der Jahreszahl ist für die Hersteller von
PSA mit Belastungen verbunden, deren Kosten nicht zu
vernachlässigen sind .

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft .

Gemäß dem Subsidiaritätsprinzip kann diese Vereinfa­
chung für die Hersteller nur durch eine Richtlinie erfol­
gen , mit der die Richtlinie 89/686/EWG geändert
wird — Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .
HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Geschehen zu . . .

Im Namen des Europàischen
Parlaments Im Namen des Rates

Der Pràsident Der Pràsident
In Anhang IV der Richtlinie 89/686/EWG wird folgender
Text gestrichen :

(M ABI . Nr . C 23 vom 27. 1 . 1996 , S. 6 .
( 2 ) AB1 . Nr . C 97 vom 1 . 4 . 1996 , S. 8 .
( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 22 . Mai
1996 ( noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht ), gemeinsamer
Standpunkt des Rates vom . . . ( noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht ) und Beschluß des Europäischen Parlaments
vom . . . ( noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht ).

( 4 ) ABL Nr . L 399 vom 30 . 12 . 1989 , S. 18 . Richtlinie geändert
durch die Richtlinien 93/68/EWG (ABl . Nr . L 220 vom
30 . 8 . 1993 , S. 1 ) und 93 /95 /EWG (ABl . Nr . L 276 vom
9 . 11 . 1993 , S. 11 ).
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BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1 . Die Kommission hat mit Schreiben vom 3 . Januar 1996 einen auf Artikel 100a des
EG-Vertrags gestützten Vorschlag für eine Richtlinie zur Änderung der Richtlinie
89/686/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für persönli­
che Schutzausrüstungen (PSA ) übermittelt .

2 . Das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme am 22 . Mai 1996 abgegeben und
hat dabei den Vorschlag der Kommission befürwortet .

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat am 31 . Januar 1996 Stellung genommen .

3 . Der Rat hat seinen gemeinsamen Standpunkt gemäß Artikel 189b des Vertrages am
10 . Juni 1996 festgelegt .

II . ZIELSETZUNG

4 . Der Vorschlag der Kommission bezweckt eine Änderung der Richtlinie 89/686/EWG des
Rates vom 21 . Dezember 1989 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied­
staaten für persönliche Schutzausrüstungen ( PSA), die schon durch die Richtlinien
93/68/EWG und 93/95/EWG geändert wurde .

Hierzu sollen die Verwaltungsanforderungen für die Hersteller von persönlichen Schutz­
ausrüstungen ( PSA ) vereinfacht und insbesondere die obligatorische Angabe des Jahres ,
in dem die CE-Kennzeichnung angebracht wurde , abgeschafft werden .

III . ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

5 . Der Rat hat dem Vorschlag der Kommission zugestimmt und lediglich den Termin in
Artikel 2 geändert . Statt der ursprünglich vorgesehenen Frist von drei Monaten für den
Erlaß und die Veröffentlichung der entsprechenden Rechts - und Verwaltungsvorschrif­
ten durch die Mitgliedstaaten hat der Rat ein genaues Datum, nämlich den 1 . Januar
1997, vorgezogen .
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GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 34/96

vom Rat festgelegt am 18 . Juni 1996

im Hinblick auf den Erlaß der Richtlinie 96/. . ./EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom . . . über die Zusammenschaltung in der Telekommunikation im Hinblick auf die
Sicherstellung eines Universaldienstes und der Interoperabilität durch Anwendung der Grund­

sätze für einen offenen Netzzugang (ONP)

( 96/C 220/03

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft , insbesondere auf Artikel 100a ,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialausschus­
ses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertrags ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

( 1 ) Ab 1 . Januar 1998 wird die Bereitstellung von
Telekommunikationsdiensten und -infrastrukturen
in der Gemeinschaft liberalisiert , wobei für einige
Mitgliedstaaten Übergangsfristen gelten . In der Ent­
schließung des Rates vom 7. Februar 1994 über die
Grundsätze für den Universaldienst im Bereich der
Telekommunikation ( 4 ) wird anerkannt, daß es zur
Förderung gemeinschaftsweiter Telekommunika­
tionsdienste notwendig ist , die Zusammenschaltung
öffentlicher Netze und — im künftigen Wettbe­
werbsumfeld — die Zusammenschaltung verschie­
dener Betreiber auf nationaler und Gemeinschafts­
ebene sicherzustellen . In der Richtlinie 90/387/EWG
des Rates vom 28 . Juni 1990 zur Verwirklichung
des Binnenmarktes für Telekommunikationsdienste
durch Einführung eines offenen Netzzugangs (Open
Network Provision — ONP ) ( 5 ) sind harmonisierte
Grundsätze für den offenen , effizienten Zugang zu
öffentlichen Telekommunikationsnetzen und gege­
benenfalls für die Öffentlichkeit zugänglichen Tele­
kommunikationsdiensten und deren Nutzung vor­
gesehen . In der Entschließung des Rates vom
22 . Juli 1993 zur Prüfung der Lage im Bereich
Telekommunikation und zu den notwendigen künf­
tigen Entwicklungen in diesem Bereich ( 6 ) wird
anerkannt, daß ONP-Maßnahmen einen geeigneten
Rahmen für die Harmonisierung der Zusammen­

schaltungsbedingungen darstellen . Dieser Harmoni­
sierung kommt wesentliche Bedeutung für die Ver­
wirklichung und das ordnungsgemäße Funktionie­
ren des Binnenmarktes für Telekommunikations­
dienstleistungen zu . In der Entschließung des Rates
vom 18 . September 1995 zur Entwicklung des
künftigen ordnungspolitischen Rahmens für die
Telekommunikation ( 7 ) wird anerkannt, daß die
Kernpunkte dieses künftigen ordnungspolitischen
Rahmens die Aufrechterhaltung und Entwicklung
eines Universaldienstes sowie eine spezifische Rege­
lung für die Zusammenschaltung sind, und es wer­
den diesbezüglich einige Leitlinien aufgestellt .

( 2 ) Unabhängig von der verwendeten Technologie
bedarf es allgemeiner Rahmenbedingungen für die
Zusammenschaltung mit öffentlichen Telekommu­
nikationsnetzen und für die Öffentlichkeit zugängli­
chen Telekommunikationsdiensten , um eine durch­
gehende Interoperabilität von Diensten für Benutzer
in der Gemeinschaft bereitzustellen . Chancenglei­
che , verhältnismäßige und nichtdiskriminierende
Zusammenschaltungs- und Interoperabilitätsbedin­
gungen sind Schlüsselfaktoren der Förderung offe­
ner , wettbewerbsfähiger Märkte .

( 3 ) Die Aufhebung besonderer und ausschließlicher
Rechte im Telekommunikationssektor erfordert die
Überprüfung bestehender Definitionen . Im Sinne
dieser Richtlinie umfassen Telekommunikations­
dienste keine Rundfunk- und Fernsehdienste . Die
für die Zusammenschaltung geltenden technischen
Bedingungen , Tarife , Nutzungs- und Lieferbedin­
gungen können sich von den Bedingungen unter­
scheiden , die auf die Schnittstellen zwischen Endbe­
nutzer und Netz anzuwenden sind .

( 4 ) Die ordnungspolitischen Rahmenbedingungen für
die Zusammenschaltung gelten für die Fälle , in
denen zusammengeschaltete Netze für die kommer­
zielle Bereitstellung von Telekommunikationsdien­
sten genutzt werden , die für die Öffentlichkeit
zugänglich sind . Die ordnungspolitischen Rahmen­
bedingungen für die Zusammenschaltung gelten
nicht für die Fälle , in denen ein Telekommunika­
tionsnetz für die Bereitstellung von Telekommuni­
kationsdiensten genutzt wird , die nur für einen
bestimmten Endbenutzer oder eine geschlossene
Gruppe von Benutzern zugänglich sind , sondern
lediglich für die Fälle , in denen ein Telekommuni­

(') ABI . Nr . C 313 vom 24 . 11 . 1995 , S. 7 .
( 2 ) Stellungnahme vom 29 . Februar 1996 ( noch nicht im Amts­
blatt veröffentlicht ).

( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom . . . ( noch
nicht im Amtsblatt veröffentlicht ), gemeinsamer Standpunkt
des Rates vom . . . ( noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht )
und Beschluß des Europäischen Parlaments vom . . . ( noch
nicht im Amtsblatt veröffentlicht ).

( 4 ) ABI . Nr . C 48 vom 16 . 2 . 1994 , S. 1 .
( 5 ) ABl . Nr. L 192 vom 24 . 7 . 1990 , S. 1 .
C ) ABL Nr . C 213 vom 6 . 8 . 1993 , S. 1 . ( 7 ) ABl . Nr . C 258 vom 3 . 10 . 1995 , S. 1 .
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kationsnetz für die Bereitstellung von für die
Öffentlichkeit zugänglichen Diensten genutzt wird .
Die zusammengeschalteten Netze können Eigentum
der beteiligten Parteien sein oder auf Mietleitungen
und/oder Übertragungskapazitäten beruhen, die
nicht Eigentum der beteiligten Parteien sind .

( 5 ) Nach der Aufhebung besonderer und ausschließli­
cher Rechte an Telekommunikationsdiensten und
-infrastrukturen in der Gemeinschaft kann die
Bereitstellung von Telekommunikationsnetzen oder
-diensten eine Genehmigung der Mitgliedstaaten
erfordern . Organisationen, die berechtigt sind ,
öffentliche Telekommunikationsnetze oder für die
Öffentlichkeit zugängliche Telekommunikations­
dienste in der gesamten oder in Teilen der Gemein­
schaft bereitzustellen , sollte es freistehen, im Ein­
klang mit dem Gemeinschaftsrecht und vorbehalt­
lich der Überwachung durch die nationalen Regu­
lierungsbehörden und erforderlichenfalls deren Ein­
schreiten Zusammenschaltungsvereinbarungen
kommerziell auszuhandeln . Es ist erforderlich , in
der Gemeinschaft eine adäquate Zusammenschal­
tung bestimmter Netze und Interoperabilität von
Diensten , die für das soziale und wirtschaftliche
Wohlergehen der Gemeinschaftsbenutzer von we­
sentlicher Bedeutung sind , sicherzustellen ; dies gilt
insbesondere für feste und mobile öffentliche Tele­
fonnetze und -dienste sowie für Mietleitungen . Der
Ausdruck „Öffentlichkeit " bezieht sich in dieser
Richtlinie weder auf Eigentumsverhältnisse noch
auf eine begrenzte Gruppe von Angeboten , die als
„ öffentliche Netze " oder „ öffentliche Dienste " be­
zeichnet werden, sondern auf alle Netze und
Dienste , die der Öffentlichkeit für die Nutzung
durch Dritte zugänglich gemacht werden .

( 6 ) Es ist erforderlich festzulegen , welche Organisatio­
nen Zusammenschaltungsrechte und -pflichten ha­
ben . Um die Entwicklung neuer Telekommunika­
tionsdienste zu stimulieren, ist es wichtig, neue
Formen der Zusammenschaltung und besonderer
Netzzugänge zu fördern , und zwar an Punkten, die
sich von den Netzabschlußpunkten, die der Mehr­
heit der Endbenutzer angeboten werden, unterschei­
den . Die Marktmacht einer Organisation hängt von
einer Reihe von Faktoren ab, einschließlich ihres
Anteils am relevanten Produkt- oder Dienstlei­
stungsmarkt auf dem geographisch relevanten
Markt, ihres Umsatzes im Verhältnis zur Größe des
Marktes , ihrer Fähigkeit , die Marktbedingungen zu
beeinflussen , ihrer Kontrolle über die Mittel für den
Zugang zu Endbenutzern , ihrer internationalen Ver­
bindungen, ihres Zugangs zu Finanzmitteln und
ihrer Erfahrung bei der Bereitstellung von Produk­
ten und Diensten auf dem Markt . Welche Organi­
sationen über beträchtliche Marktmacht verfügen ,
sollte von den nationalen Regulierungsbehörden
unter Berücksichtigung der Situation auf dem rele­
vanten Markt festgestellt werden .

( 7 ) Das Konzept des Universaldienstes muß sich fort­
entwickeln , damit es mit dem technologischen Fort­
schritt , der Marktentwicklung und den Änderungen

der Benutzeranforderungen Schritt hält ; daher soll­
ten die neuen Bedingungen für die Bereitstellung
des Universaldienstes bei der künftigen Überarbei­
tung der Richtlinie bewertet werden .

( 8 ) In der Entschließung des Rates vom 7. Februar
1994 werden Bedingungen für die Finanzierung
eines universellen Sprachtelefondienstes genannt .
Verpflichtungen zur Bereitstellung eines Universal­
dienstes tragen zum Gemeinschaftsziel des wirt­
schaftlichen und sozialen Zusammenhalts und zu
territorialer Ausgewogenheit bei . In einem Mitglied­
staat kann es mehr als eine Organisation mit Ver­
pflichtungen zur Bereitstellung eines Universaldien­
stes ■ geben . Die Berechnung der Nettokosten des
Universaldienstes sollte den Kosten und Einnahmen
sowie den wirtschaftlichen externen Gegebenheiten
und dem immateriellen Nutzen aus der Bereitstel­
lung eines Universaldienstes gebührend Rechnung
tragen, aber den laufenden Prozeß der Tarifrestruk­
turierung nicht behindern . Die Kosten der Univer­
saldienstverpflichtungen sollten nach transparenten
Verfahren berechnet werden . Finanzielle Beiträge
im Zusammenhang mit der Teilung von Universal­
dienstverpflichtungen sollten entbüi^delt von Zu­
sammenschaltungsentgelten behandelt werden .
Stellt eine Verpflichtung zur Bereitstellung des Uni­
versaldienstes eine ungerechte Belastung für eine
Organisation dar , so ist es angebracht, den Mit­
gliedstaaten zu gestatten , Verfahren zur Teilung der
Nettokosten der universellen Bereitstellung eines
festen öffentlichen Telefonnetzes und eines festen
öffentlichen Telefondienstes mit anderen Organisa­
tionen , die öffentliche Telekommunikationsnetze
und/oder der Öffentlichkeit zugängliche Sprachtele­
fondienste betreiben, einzuführen . Dabei sollten die
Grundsätze des Gemeinschaftsrechts , insbesondere
die Grundsätze der Nichtdiskriminierung und der
Verhältnismäßigkeit , gewahrt und Artikel 100a
Absatz 2 des Vertrags nicht berührt werden .

( 9 ) Es ist wichtig, Grundsätze zur Gewährleistung der
Transparenz, des Zugangs zu Informationen, der
Nichtdiskriminierung und des gleichberechtigten
Zugangs festzulegen , und zwar insbesondere für
Organisationen mit beträchtlicher Marktmacht .

( 10 ) Die Preisgestaltung für Zusammenschaltung ist ein
Schlüsselfaktor für die Bestimmung der Struktur
und der Intensität des Wettbewerbs beim Übergang
zu einem liberalisierten Markt . Organisationen mit
beträchtlicher Marktmacht müssen in der Lage sein
nachzuweisen , daß ihre Zusammenschaltungsent­
gelte auf der Grundlage objektiver Kriterien festge­
setzt sind , den Grundsätzen der Transparenz und
Kostenorientierung folgen und hinsichtlich der
Netz- und Dienstleistungselemente hinreichend auf­
gegliedert sind . Die Veröffentlichung einer Liste
von Zusammenschaltungsdienstleistungen, -entgel­
ten und -bedingungen trägt zur notwendigen Trans­
parenz und Nichtdiskriminierung bei . Die Entgelt­
gestaltung für den Zusammenschaltungsverkehr
sollte flexibel gehandhabt werden und kapazitätsab­
hängige Entgelte einschließen . Die Höhe der Ent­
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nicht entgegen, die aus den in Artikel 36 und 56
des Vertrags genannten Gründen und insbesondere
aus Gründen der öffentlichen Sicherheit , Ordnung
und Sittlichkeit gerechtfertigt sind .

( 14 ) Die gemeinsame Nutzung von Einrichtungen kann
aus städtebaulichen, umweltpolitischen, wirtschaft­
lichen oder anderweitigen Gründen vorteilhaft sein
und sollte von den nationalen Regulierungsbehör­
den auf der Grundlage freiwilliger Vereinbarungen
gefördert werden . Die obligatorische gemeinsame
Nutzung von Einrichtungen kann unter Umständen
angebracht sein ; sie sollte Organisationen jedoch
nur nach einer umfassenden öffentlichen Anhörung
auferlegt werden .

( 15 ) Die Numerierung ist ein Schlüsselelement für den
gleichberechtigten Zugang. Die nationalen Regulie­
rungsbehörden sollten die Zuständigkeit haben für
die Verwaltung und Kontrolle der nationalen
Numerierungspläne sowie für die Benennungs- und
Adressierungsaspekte von Telekommunikations­
diensten, für die eine Koordinierung auf nationaler
Ebene erforderlich ist , um einen effizienten Wettbe­
werb sicherzustellen . Bei der Wahrnehmung dieser
Zuständigkeit müssen die nationalen Regulierungs­
behörden den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
berücksichtigen , insbesondere im Hinblick auf die
Auswirkungen jeglicher Maßnahmen auf Netzbe­
treiber , Wiederverkäufer und Verbraucher . Die
Übertragbarkeit von Nummern („Portabilität ") ist
ein wichtiges Leistungsmerkmal für Benutzer; sie
sollte eingeführt werden, sobald dies realisierbar ist .
Numerierungspläne sollten unter umfassender Kon­
sultation aller Beteiligten und im Einklang mit
einem langfristigen europaweiten Numerierungsrah­
men sowie mit internationalen Numerierungsplä­
nen, wie dies im Rahmen der Europäischen Konfe­
renz der Verwaltungen für Post und Telekommuni­
kation ( CEPT ) in Betracht gezogen wird, entwickelt
werden . Die Numerierungserfordernisse in Europa ,
die Notwendigkeit der Bereitstellung transeuropäi­
scher und neuer Dienste sowie die Globalisierung
und Synergie des Telekommunikationsmarktes las­
sen eine Koordinierung nationaler Standpunkte in
internationalen Organisationen und Foren, in denen
Numerierungsbeschlüsse gefaßt werden, wünschens­
wert erscheinen .

( 16 ) Nach der Richtlinie 90/387/EWG muß die Harmo­
nisierung technischer Schnittstellen und Zugangsbe­
dingungen auf gemeinsamen technischen Spezifika­
tionen beruhen, die die internationale Standardisie­
rung berücksichtigen . Die Entwicklung neuer euro­
päischer Normen für Zusammenschaltung kann
erforderlich werden . Nach der Richtlinie 83/189/
EWG des Rates vom 28 . März 1983 über ein
Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen
und technischen Vorschriften (') dürfen neue natio­
nale Normen nicht für Bereiche entwickelt werden,

gelte sollte die Produktivität und eine effiziente ,
nachhaltige Markterschließung fördern ; sie sollten
nicht unterhalb einer Grenze liegen , die anhand
langfristiger Grenzkosten und einer Kostenzu­
rechnung aufgrund der tatsächlichen Kostenverur­
sachung berechnet wird , aber auch nicht eine Ober­
grenze überschreiten , die sich aus den Kosten
ergibt, die anfallen würden, wenn die betreffende
Zusammenschaltung unabhängig von anderen Lei­
stungen bereitgestellt wird („ stand-alone costs ").
Zusammenschaltungsentgelte , die auf einem Preisni­
veau beruhen, das sich eng an den langfristigen
Grenzkosten für die Bereitstellung des Zugangs zur
Zusammenschaltung orientiert , sind dazu geeignet ,
die rasche Entwicklung eines offenen und wettbe­
werbsfähigen Marktes zu fördern .

( 11 ) Verfügt eine Organisation über beträchtliche
Marktmacht, gewährleistet eine getrennte Buchfüh­
rung für Zusammenschaltungs- und anderweitige
Tätigkeiten die Transparenz interner Kostenüber­
tragungen . Eine Organisation mit besonderen oder
ausschließlichen Rechten in einem nicht zur Tele­
kommunikation gehörenden Bereich , die auch Tele­
kommunikationsdienste anbietet, kann durch ge­
trennte Buchführung oder strukturelle Trennung
von unlauteren Quersubventionen abgehalten wer­
den, zumindest oberhalb eines bestimmten Umsat­
zes bei den Tätigkeiten im Telekommunikationsbe­
reich .

( 12 ) Die nationalen Regulierungsbehörden spielen bei
der Förderung der Entwicklung eines wettbewerbs­
fähigen Marktes im Interesse der Benutzer in der
Gemeinschaft und bei der Sicherstellung einer adä­
quaten Zusammenschaltung von Netzen und Inter­
operabilität von Diensten eine wichtige Rolle . Die
Aushandlung von Zusammenschaltungsvereinba­
rungen kann durch die nationalen Regulierungsbe­
hörden dadurch erleichtert werden , daß diese
bestimmte Bedingungen im voraus festlegen und
andere Bereiche ausweisen, die in Zusammenschal­
tungsvereinbarungen abzudecken sind . Bei Streitig­
keiten über Zusammenschaltungsangelegenheiten
zwischen Parteien in ein und demselben Mitglied­
staat muß sich die beschwerdeführende Partei an
die nationale Regulierungsbehörde wenden können,
um den Streitfall beizulegen . Die nationalen Regu­
lierungsbehörden müssen in der Lage sein, von
Organisationen die Zusammenschaltung ihrer Ein­
richtungen zu verlangen, sofern nachweisbar ist ,
daß dies im Interesse der Benutzer liegt .

( 13 ) Die Richtlinie 90/387/EWG entsprechend sind die
grundlegenden Anforderungen, die Einschränkun­
gen des Zugangs zu öffentlichen Telekommunika­
tionsnetzen und -diensten und deren Nutzung
rechtfertigen, auf die Sicherheit des Netzbetriebs ,
die Erhaltung der Netzintegrität, die Interoperabili­
tät der Dienste in begründeten Fällen und gegebe­
nenfalls auf den Datenschutz beschränkt . Die
Gründe für diese Einschränkungen müssen öffent­
lich gemacht werden . Den Bestimmungen dieser
Richtlinie stehen Maßnahmen der Mitgliedstaaten

(') ABl . Nr . L 109 vom 26 . 4 . 1983 , S. 8 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Entscheidung 96/139/EG der Kommission
(ABl . Nr . L 32 vom 10 . 2 . 1996 , S. 31 ).
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vollem Umfang berücksichtigen . Die Verpflichtung,
eine Übertragbarkeit von Nummern zu ermögli­
chen , kann aufgeschoben werden, wenn die Kom­
mission zustimmt, daß die Verpflichtung bestimm­
ten Organisationen eine übermäßige Belastung auf­
erlegen würde .

( 23 ) Diese Richtlinie steht dem nicht entgegen, daß im
Fall von Unternehmen, die nicht in der Gemein­
schaft niedergelassen sind , Maßnahmen ergriffen
werden, die im Einklang mit dem Gemeinschafts­
recht sowie mit internationalen Verpflichtungen
eine Gleichbehandlung von Staatsbürgern der Mit­
gliedstaaten in Drittländern sicherstellen sollen .
Unternehmen aus der Gemeinschaft sollten in Dritt­
ländern eine Behandlung und einen tatsächlichen
Marktzugang genießen, der mit der Behandlung
und dem Marktzugang, der den Staatsangehörigen
der betreffenden Länder in der Gemeinschaft
gewährt wird , vergleichbar ist . Bei Verhandlungen
über Telekommunikation sollte die Gemeinschaft
eine ausgewogene multilaterale Übereinkunft mit
effektivem und vergleichbarem Zugang in Drittlän­
dern anstreben .

( 24 ) Das Funktionieren dieser Richtlinie sollte bis zum
31 . Dezember 1999 überprüft werden, insbesondere
hinsichtlich des Umfangs des Universaldienstes und
des Zeitplans für die Übertragbarkeit von Num­
mern . Auch die Lage hinsichtlich der Zusammen­
schaltung mit Drittländern sollte in regelmäßigen
Zeitabständen überprüft werden, damit geeignete
Maßnahmen ergriffen werden können .

( 25 ) Das Hauptziel der Zusammenschaltung von Netzen
und der Interoperabilität von Diensten in der
Gemeinschaft kann auf Ebene der Mitgliedstaaten
nicht ausreichend erreicht werden; es kann daher
besser auf Gemeinschaftsebene erreicht werden, und
zwar durch diese Richtlinie .

( 26 ) Diese Richtlinie gilt unbeschadet der Anwendung
der Wettbewerbsregeln des Vertrags .

in denen bereits harmonisierte europäische Normen
ausgearbeitet werden .

( 17 ) Nach der Richtlinie 90/387/EWG müssen die ONP­
Bedingungen transparent sein und in geeigneter
Form veröffentlicht werden . Mit der genannten
Richtlinie wurde ein Ausschuß („ONP-Ausschuß")
zur Unterstützung der Kommission eingesetzt ; dort
ist ferner ein Verfahren zur Anhörung von Tele­
kommunikationsorganisationen, Benutzern, Ver­
brauchern , Flerstellern und Diensterbringern vorge­
sehen .

( 18 ) Zusätzlich zu den Rechtsbehelfen nach nationalem
oder Gemeinschaftsrecht besteht ein Bedarf an
Schlichtungsverfahren für grenzübergreifende Strei­
tigkeiten , die außerhalb der Kompetenz einer einzel­
nen nationalen Regulierungsbehörde liegen . Diese
von einer der betroffenen nationalen Regulierungs­
behörden einzuleitenden Verfahren sollten flexibel ,
kostengünstig und transparent sein und alle betrof­
fenen Parteien einbeziehen .

( 19 ) Um der Kommission eine wirksame Überwachung
der Anwendung dieser Richtlinie zu ermöglichen,
ist es erforderlich , daß die Mitgliedstaaten der
Kommission mitteilen , welche nationalen Regulie­
rungsbehörden für die in dieser Richtlinie vorgese­
henen Aufgaben zuständig sind und welche Organi­
sationen ihren Bestimmungen unterliegen .

( 20 ) Angesichts der dynamischen Entwicklung dieses
Bereichs sollte ein flexibles Verfahren zur Anpas­
sung einiger Anhänge dieser Richtlinie eingeführt
werden, bei dem die Standpunkte der Mitgliedstaa­
ten umfassend berücksichtigt werden und an dem
der ONP-Ausschuß beteiligt ist .

( 21 ) Zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat
und der Kommission wurde am 20 . Dezember 1994
ein „Modus vivendi " betreffend die Maßnahmen
zur Durchführung der nach dem Verfahren des
Artikels 189b EG-Vertrag erlassenen Rechtsakte (')
vereinbart .

( 22 ) Die Erfüllung bestimmter Verpflichtungen muß mit
dem Termin für die Liberalisierung der Telekom­
munikationsdienste und -infrastruktur verknüpft
werden und insbesondere in bezug auf die entspre­
chenden Mitgliedstaaten die in der Entschließung
des Rates vom 22 . Juli 1993 zur Prüfung der Lage
im Bereich Telekommunikation und zu den not­
wendigen künftigen Entwicklungen in diesem
Bereich und in der Entschließung des Rates vom
22 . Dezember 1994 über die Grundsätze und den
Zeitplan für die Liberalisierung der Telekommuni­
kationsinfrastrukturen ( 2 ) gewährten Übergangszei­
ten einschließlich der Aufrechterhaltung besonderer
oder ausschließlicher Rechte in Verbindung mit der
direkten Zusammenschaltung zwischen den mobi­
len Netzen dieser Mitgliedstaaten und den festen
oder mobilen Netzen anderer Mitgliedstaaten in

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Geltungsbereich und Zielsetzung

Diese Richtlinie legt einen ordnungspolitischen Rahmen
für die Sicherstellung der Zusammenschaltung von Tele­
kommunikationsnetzen und insbesondere der Interopera­
bilität von Diensten in der Gemeinschaft sowie in bezug
auf die Sicherstellung eines Universaldienstes in einem
Umfeld von offenen, wettbewerbsorientierten Märkten
fest .

Diese Richtlinie betrifft die Harmonisierung von Bedin­
gungen für die offene und effiziente Zusammenschaltung
von öffentlichen Telekommunikationsnetzen und für die
Öffentlichkeit zugänglichen Telekommunikationsdiensten
sowie für den Zugang zu diesen Netzen und Diensten .

H AB1 . Nr . C 102 vom 4 . 4 . 1996 , S. 1 .
( 2 ) AB1 . Nr . C 379 vom 31 . 12 . 1994 , S. 4 .
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Artikel 3Artikel 2

Begriffsbestimmungen Zusammenschaltung auf nationaler Ebene und auf
Gemeinschaftsebene

( 1 ) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle erforderlichen
Maßnahmen zur Aufhebung von Beschränkungen, die
Organisationen, denen die Mitgliedstaaten die Genehmi­
gung zur Bereitstellung öffentlicher Telekommunikations­
netze und für die Öffentlichkeit zugänglicher Telekommu­
nikationsdienste erteilt haben, an der Aushandlung von
Zusammenschaltungsvereinbarungen untereinander hin­
dern , die im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht ste­
hen . Die betreffenden Organisationen können in ein und
demselben oder in verschiedenen Mitgliedstaaten nieder­
gelassen sein . Technische und kommerzielle Zusammen­
schaltungsvereinbarungen werden zwischen den beteilig­
ten Parteien unter Einhaltung dieser Richtlinie und der
Wettbewerbsregeln des Vertrags ausgehandelt .

(2 ) Die Mitgliedstaaten stellen die angemessene, effi­
ziente Zusammenschaltung der in Anhang I aufgeführten
öffentlichen Telekommunikationsnetze sicher, soweit dies
notwendig ist , um die Interoperabilität dieser Dienste für
alle Benutzer in der Gemeinschaft sicherzustellen .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten .stellen sicher , daß die Organi­
sationen, die ihre Einrichtungen an öffentliche Telekom­
munikationsnetze und/oder für die Öffentlichkeit zugäng­
liche Telekommunikationsdienste zusammenschalten , je­
derzeit die Vertraulichkeit der übertragenen oder gespei­
cherten Informationen wahren .

( 1 ) Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Begriff

a ) „Zusammenschaltung" die physische und logische
Verbindung von Telekommunikationsnetzen, die von
derselben oder einer anderen Organisation genutzt
werden, um Benutzern einer Organisation die Kom­
munikation mit Benutzern derselben oder einer ande­
ren Organisation oder den Zugang zu den von einer
anderen Organisation angebotenen Diensten zu
ermöglichen;

b ) „ öffentliches Telekommunikationsnetz " ein Telekom­
munikationsnetz , das ganz oder teilweise zur Bereit­
stellung von für die Öffentlichkeit zugänglichen
Gemeinschaftsdiensten genutzt wird ;

c ) „Telekommunikationsnetz " die Übertragungssysteme
und gegebenenfalls Vermittlungseinrichtungen sowie
sonstige Betriebsmittel , mit denen Signale zwischen
definierten Abschlußpunkten über Draht, über Funk,
auf optischem oder anderem elektromagnetischen
Wege übertragen werden ;

d ) „Telekommunikationsdienste " Dienste , die ganz oder
teilweise aus der Übertragung und Weiterleitung von
Signalen auf dem Telekommunikationsnetz bestehen,
mit Ausnahme von Rundfunk und Fernsehen;

e ) „Benutzer " Einzelpersonen, einschließlich Verbrau­
cher, oder Organisationen, die für die Öffentlichkeit
zugängliche Telekommunikationsdienste nutzen oder
nachfragen;

f ) „ besondere Rechte " die Rechte , die ein Mitgliedstaat
einer begrenzten Anzahl von Unternehmen durch
Rechts - oder Verwaltungsvorschriften gewährt und
die innerhalb eines bestimmten geographischen Ge­
biets die Anzahl der Unternehmen, die zur Erbringung
eines Dienstes oder zur Ausübung einer Tätigkeit
berechtigt sind , auf zwei oder mehr begrenzen, ohne
daß dabei objektive , auf dem Grundsatz der Verhält­
nismäßigkeit beruhende und nichtdiskriminierende
Kriterien zugrunde gelegt werden, oder die mehreren
konkurrierenden Unternehmen ohne Zugrundelegung
derartiger Kriterien das Recht auf die Erbringung
eines Dienstes oder die Ausübung einer Tätigkeit
zuerkennen oder die einem oder mehreren Unterneh­
men ohne Zugrundelegung derartiger Kriterien recht­
liche oder ordnungspolitische Vorteile gewähren, die
die Möglichkeit für andere Unternehmen, den glei­
chen Dienst zu erbringen oder die gleiche Tätigkeit in
dem gleichen geographischen Gebiet unter im wesent­
lichen gleichen Bedingungen auszuüben, spürbar
beeinträchtigen;

g ) „Universaldienst " ein definiertes Mindestangebot an
Diensten von bestimmter Qualität, das allen Benut­
zern unabhängig von ihrem Standort und, gemessen
an den landesspezifischen Bedingungen, zu einem
erschwinglichen Preis zur Verfügung steht .

( 2 ) Als weitere Begriffsbestimmungen gelten die der

Artikel 4

Zusammenschaltungsrechte und -pflichten

( 1 ) Die zur Bereitstellung der in Anhang II aufgeführ­
ten öffentlichen Telekommunikationsnetze und/oder der
für die Öffentlichkeit zugänglichen Telekommunikations­
dienste befugten Organisationen haben das Recht, und,
wenn sie von Organisationen dieser Katégorie darum
ersucht werden, die Pflicht, eine gegenseitige Zusammen­
schaltung auszuhandeln, um die betreffenden Dienste
anzubieten , damit die Bereitstellung dieser Netze und
Dienste in der gesamten Gemeinschaft sichergestellt ist .
Im Einzelfall kann die nationale Regulierungsbehörde
einer zeitlichen Einschränkung dieser Verpflichtung
zustimmen, sofern technisch und kommerziell gangbare
Alternativen zu der beantragten Zusammenschaltung
bestehen und der für die beantragte Zusammenschaltung
erforderliche Aufwand nicht in einem angemessenen Ver­
hältnis zu den Mitteln steht, die hierfür zur Verfügung
stehen . Eine solche von der nationalen Regulierungsbe­
hörde beschlossene Einschränkung ist ausführlich zu
begründen und gemäß Artikel 14 Absatz 2 zu veröffentli­
chen .

( 2 ) Die zur Bereitstellung der in Anhang I aufgeführten
öffentlichen Telekommunikationsnetze und für die Öf­
fentlichkeit zugänglichen Telekommunikationsdienste be­
rechtigten Organisationen mit beträchtlicher Marktmacht
haben allen begründeten Anträgen auf Netzzugang —Richtlinie 90/387/EWG, soweit sie relevant sind .
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einschließlich des Zugang an Punkten, bei denen es sich
nicht um die der Mehrheit der Endbenutzer angebotenen
Netzabschlußpunkte handelt — stattzugeben .

( 3 ) Die beträchtliche Marktmacht einer Organisation
gilt als gegeben, wenn sie einen Anteil von über 25 v . H.
an einem bestimmten Telekommunikationsmarkt in dem
geographischen Gebiet in einem Mitgliedstaat, in dem sie
zugelassen ist, besitzt .

Die nationalen Regulierungsbehörden können jedoch fest­
legen, daß eine Organisation mit einem Anteil von weni­
ger als 25 v . H. an dem betreffenden Markt über
beträchtliche Marktmacht verfügt . Sie können ferner fest­
legen , daß eine Organisation mit einem Anteil von mehr
als 25 v . H. an dem betreffenden Markt nicht über
beträchtliche Marktmacht verfügt . In beiden Fällen sind
bei der Festlegung folgende Faktoren zu berücksichtigen :
die Möglichkeit der Organisation, Marktbedingungen zu
beeinflussen, ihr Umsatz im Verhältnis zur Größe des
Marktes , ihre Kontrolle über den Zugang zu Endbenut­
zern, ihr Zugang zu Finanzmitteln sowie ihre Erfahrung
bei der Bereitstellung von Produkten und Diensten auf
dem Markt .

Kostenrechnung und die Schlußfolgerungen aus der Über­
prüfung werden der Öffentlichkeit gemäß Artikel 14
Absatz 2 zugänglich gemacht.

( 4 ) Soweit es aufgrund der Berechnung der Nettoko­
sten nach Absatz 3 gerechtfertigt ist , bestimmen die
nationalen Regulierungsbehörden unter Berücksichtigung
eines etwaigen Marktvorteils , der einer Organisation aus
der Bereitstellung des Universaldienstes erwächst, ob ein
Verfahren zur Teilung der Nettokosten für Universal­
dienstverpflichtungen gerechtfertigt ist .

( 5 ) Wird ein Verfahren nach Absatz 4 festgelegt, so
stellen die nationalen Regulierungsbehörden sicher, daß
die Grundsätze der Kostenteilung und die Einzelheiten
des Verfahrens der Öffentlichkeit nach Artikel 14
Absatz 2 zugänglich gemacht werden .

Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher, daß
ein Jahresbericht veröffentlicht wird, dem die berechneten
Kosten von Universaldienstverpflichtungen sowie die Bei­
träge aller beteiligten Parteien zu entnehmen sind .

( 6 ) Bis zur Einführung des in den Absätzen 3 , 4 und 5
beschriebenen Verfahrens sind Entgelte , die von einer
zusammengeschalteten Partei zu entrichten sind und einen
Beitrag zu den Kosten von Universaldienstverpflichtungen
beinhalten oder darstellen , vor ihrer Einführung der
nationalen Regulierungsbehörde zu melden . Gelangt die
nationale Regulierungsbehörde von sich aus oder nach
einer begründeten Eingabe einer beteiligten Partei zu der
Auffassung, daß solche Entgelte überhöht sind, so wird
die betreffende Organisation dazu aufgefordert, die rele­
vanten Entgelte zu senken . Die Senkung der Entgelte wird
rückwirkend — aber nicht vor dem 1 . Januar 1998 —
wirksam.

Artikel 5

Artikel 6

Beiträge zur Zusammenschaltung und zum
Universaldienst

( 1 ) Kommt ein Mitgliedstaat aufgrund dieses Artikels
zu dem Schluß , daß Universaldienstverpflichtungen für
eine Organisation eine unzumutbare Belastung darstellen,
so kann er Verfahren zur Teilung der Nettokosten der
Universaldienstverpflichtungen mit anderen Organisatio­
nen einführen, die öffentliche Telekommunikationsnetze
und/oder für die Öffentlichkeit zugängliche Telefondien­
ste betreiben . Bei der Festlegung der zu entrichtenden
Beiträge sind die Grundsätze der Transparenz, der Nicht­
diskriminierung und der Verhältnismäßigkeit gebührend
zu berücksichtigen . Nur die in Anhang I Abschnitt 1
aufgeführten öffentlichen Telekommunikationsnetze und
für die Öffentlichkeit zugänglichen Telekommunikations­
dienste können auf diese Art finanziert werden .

( 2 ) Beiträge zu den etwaigen Kosten von Universaldienst­
verpflichtungen können nach einem Verfahren , das spe­
ziell für diesen Zweck eingerichtet und von einer von den
Nutznießern unabhängigen Stelle verwaltet wird, und/
oder in Form eines Zusatzentgelts, das zu den Zusam­
menschaltungsentgelten hinzukommt, erhoben werden .

( 3 ) Um die etwaige Belastung, die sich aus der Bereit­
stellung eines Universaldienstes ergibt, zu ermitteln ,
berechnen die Organisationen mit Universaldienstver­
pflichtungen auf Ersuchen ihrer nationalen Regulierungs­
behörde die Nettokosten solcher Verpflichtungen in
Übereinstimmung mit Anhang III . Die Berechnung der
Nettokosten von Universaldienstverpflichtungen wird von
der nationalen Regulierungsbehörde oder einer anderen
zugelassenen, von der Telekommunikationsorganisation
unabhängigen Stelle überprüft und von der nationalen
Regulierungsbehörde genehmigt . Die Ergebnisse der

Nichtdiskriminierung und Transparenz

Hinsichtlich der Zusammenschaltung der in Anhang I
aufgeführten öffentlichen Telekommunikationsnetze und
für die Öffentlichkeit zugänglichen Telekommunikations­
dienste, die von Organisationen bereitgestellt werden , die
nach Meldung durch die nationalen Regulierungsbehör­
den beträchtliche Marktmacht besitzen , stellen die Mit­
gliedstaaten sicher, daß

a ) die betreffenden Organisationen hinsichtlich der
Zusammenschaltung, die sie anderen anbieten, den
Grundsatz der Nichtdiskriminierung einhalten . Sie
wenden gegenüber mit ihnen zusammengeschalteten
Organisationen , die gleichartige Dienstleistungen er­
bringen, unter vergleichbaren Umständen gleichwer­
tige Bedingungen an und stellen Zusammenschal­
tungsleistungen und Informationen für andere zu den­
selben Bedingungen und mit derselben Qualität bereit ,
die sie für ihre eigenen Dienste oder die ihrer Tochter­
gesellschaften oder Partner bereitstellen ;

b ) den Organisationen, die eine Zusammenschaltung in
Erwägung ziehen, auf Antrag alle notwendigen Infor­
mationen und Spezifikationen zur Verfügung gestellt



29 . 7 . 96 I DE I Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . C 220/19

werden, um den Abschluß einer Vereinbarung zu
erleichtern ; die Informationen sollten auch die für die
nächsten sechs Monate vorgesehenen Änderungen
umfassen, sofern die nationale Regulierungsbehörde
nichts anderes vereinbart hat;

c ) Zusammenschaltungsvereinbarungen den zuständigen
nationalen Regulierungsbehörden übermittelt und
interessierten Parteien auf Antrag gemäß Artikel 14
Absatz 2 zugänglich gemacht werden, und zwar mit
Ausnahme der Bestimmungen, die die Geschäftsstrate­
gie der Parteien betreffen . Die nationale Regulierungs­
behörde bestimmt, welche Teile die Geschäftsstrategie
der Parteien betreffen . In jedem Fall sind Einzelheiten
der Zusammenschaltungsentgelte, die Geschäftsbe­
dingungen und etwaige Beiträge zu Universaldienst­
verpflichtungen interessierten Parteien auf Anfrage
zugänglich zu machen;

d ) die von einer eine Zusammenschaltung anstrebenden
Organisation erhaltenen Informationen nur für den
Zweck genutzt werden, zu dem sie zur Verfügung
gestellt wurden . Sie werden nicht an andere Abteilun­
gen, Tochtergesellschaften oder Partner weitergeleitet ,
die aus solchen Informationen Wettbewerbsvorteile
ziehen könnten .

-bedingungen festgelegt werden, sofern sich dies aufgrund
der Art der Zusammenschaltung und/oder der relevanten
nationalen Lizenzierungsbedingungen objektiv rechtferti­
gen läßt . Die nationalen Regulierungsbehörden stellen
sicher, daß solche Unterschiede nicht zu Wettbewerbsver­
zerrungen führen und insbesondere, daß die Organisation
die zutreffenden Zusammenschaltungstarife und -bedin­
gungen anwendet, wenn sie eine Zusammenschaltung für
ihre eigenen Dienste oder die Dienste ihrer Tochtergesell­
schaften oder Partner bereitstellt , und zwar in Überein­
stimmung mit Artikel 6 Buchstabe a ).

Die nationale Regulierungsbehörde hat die Möglichkeit ,
Änderungen des Standardzusammenschaltungsangebots
anzuordnen, wenn dies gerechtfertigt ist .

Anhang IV enthält eine Liste mit Beispielen von Elemen­
ten als Anhaltspunkte für eine weitere Ausarbeitung
von Zusammenschaltungsentgelten , Tarifstrukturen und
Tarifelementen . Ändert eine Organisation das veröffent­
lichte Standardzusammenschaltungsangebot, können von
der nationalen Regulierungsbehörde geforderte Anpassun­
gen vom Zeitpunkt der Einführung der Änderung an
rückwirkend wirksam gemacht werden .

( 4 ) Zusammenschaltungsentgelte müssen im Einklang
mit dem Gemeinschaftsrecht hinreichend aufgegliedert
sein , damit der Antragsteller nicht für Leistungen zahlen
muß, die mit der gewünschten Dienstleistung nicht direkt
in Zusammenhang stehen .

( 5 ) Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher ,
daß die von den betreffenden Organisationen zugrunde
gelegten Kostenrechnungssysteme zur Umsetzung der
Anforderungen dieses Artikels geeignet und entsprechend
Anhang V hinreichend genau dokumentiert sind .

Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher , daß
auf Anfrage eine Beschreibung des Kostenrechnungssy­
stems zur Verfügung gestellt wird, aus der die Hauptkate­
gorien, unter denen die Kosten zusammengefaßt sind,
sowie die Regeln für die Zurechnung von Kosten auf die
Zusammenschaltung hervorgehen . Die Einhaltung des
Kostenrechnungssystems wird von der nationalen Regu­
lierungsbehörde oder einer anderen zuständigen Stelle , die
von der Telekommunikationsorganisation unabhängig
und von der nationalen Regulierungsbehörde zugelassen
ist , überprüft . Eine diesbezügliche Erklärung wird jährlich
veröffentlicht .

( 6 ) Soweit Entgelte im Zusammenhang mit der Auftei­
lung der Kosten von Universaldienstverpflichtungen im
Sinne des Artikels 5 erhoben werden, sind sie aufzuglie­
dern und gesondert auszuweisen .

Artikel 7

Grundsätze für Zusammenschaltungsentgelte und
Kostenrechnungssysteme

( 1 ) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß die
Absätze 2 bis 6 auf Organisationen angewandt werden,
die die in Anhang I Abschnitte 1 und 2 aufgeführten
öffentlichen Telekommunikationsnetze und/oder für die
Öffentlichkeit zugänglichen Telekommunikationsdienste
betreiben und von den nationalen Regulierungsbehörden
als Organisationen mit beträchtlicher Marktmacht gemel­
det wurden .

( 2 ) Die Zusammenschaltungsentgelte unterliegen den
Grundsätzen der Transparenz und Kostenorientierung .
Die Beweislast, daß sich Entgelte aus den tatsächlichen
Kosten einschließlich einer vertretbaren Rendite herleiten ,
liegt bei der Organisation, die die Zusammenschaltung
mit ihren Einrichtungen bereitstellt . Die nationalen Regu­
lierungsbehörden können eine Organisation dazu auffor­
dern, ihre Zusammenschaltungsentgelte vollständig zu
begründen und gegebenenfalls eine Anpassung von Ent­
gelten verlangen . Dieser Absatz gilt auch für die in
Anhang I Abschnitt 3 aufgeführten Organisationen, die
über eine beträchtliche Marktmacht verfügen .

( 3 ) Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher ,
daß ein Standardzusammenschaltungsangebot gemäß Ar­
tikel 14 Absatz 1 veröffentlicht wird . Das Standardzu­
sammenschaltungsangebot enthält eine Beschreibung der
Zusammenschaltungsangebote , aufgegliedert in Einzelele­
mente entsprechend den Markterfordernissen, sowie die
entsprechenden Geschäftsbedingungen einschließlich der
Tarife .

Für unterschiedliche Kategorien von Organisationen kön­
nen unterschiedliche Zusammenschaltungstarife und

Artikel 8

Getrennte Buchführung und Finanzberichte

( 1 ) Die Mitgliedstaaten verlangen von Organisationen,
die öffentliche Telekommunikationsnetze und/oder für die
Öffentlichkeit zugängliche Telekommunikationsdienste
bereitstellen und besondere oder ausschließliche Rechte
für die Erbringung von Diensten in anderen Sektoren in
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demselben oder einem anderen Mitgliedstaat besitzen,
über die Telekommunikationstätigkeiten insoweit ge­
trennt Buch zu führen, als dies erforderlich wäre, wenn
sie von rechtlich unabhängigen Unternehmen ausgeübt
würden, oder die Telekommunikationstätigkeiten struktu­
rell auszugliedern .

Die Mitgliedstaaten können davon absehen, die in Unter­
absatz 1 aufgeführten Auflagen auf diese Organisationen
anzuwenden, wenn deren Jahresumsatz bei Telekommu­
nikationstätigkeiten in der Gemeinschaft unterhalb der in
Anhang VI Abschnitt 1 festgelegten Grenze liegt .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten verlangen von Organisationen,
die die in Anhang I Abschnitte 1 und 2 aufgeführten
öffentlichen Telekommunikationsnetze und/oder die für
die Öffentlichkeit zugänglichen Telekommunikationsdien­
ste betreiben, die laut Meldung der nationalen Regulie­
rungsbehörden beträchtliche Marktmacht besitzen und
öffentliche Telekommunikationsnetze und/oder -dienste
für Benutzer bereitstellen und anderen Organisationen
Zusammenschaltungsdienstleistungen anbieten , eine ge­
trennte Buchführung über ihre Tätigkeiten im Rahmen
der Zusammenschaltung einerseits , wobei sowohl intern
als auch extern bereitgestellte Zusämmenschaltungs­
dienstleistungen abgedeckt werden, und über ihre übrigen
Tätigkeiten andererseits .

Die Mitgliedstaaten können davon absehen , die in Unter­
absatz 1 aufgeführten Auflagen auf Organisationen anzu­
wenden, wenn deren Jahresumsatz bei Telekommunika­
tionstätigkeiten in den Mitgliedstaaten unterhalb der in
Anhang VI Abschnitt 2 festgelegten Grenze liegt .

( 3 ) Organisationen, die öffentliche Telekommunika­
tionsnetze und/oder für die Öffentlichkeit zugängliche
Telekommunikationsdienste bereitstellen , liefern ihrer
nationalen Regulierungsbehörde auf Anforderung unver­
züglich finanzielle Informationen mit dem erforderlichen
Detaillierungsgrad . Die nationalen Regulierungsbehörden
können solche Informationen, wenn dies zu einem offe­
nen, wettbewerbsorientierten Markt beiträgt, unter Wah­
rung von Geschäftsgeheimnissen veröffentlichen .

( 4 ) Die Finanzberichte von Organisationen, die öffent­
liche Telekommunikationsnetze oder für die Öffentlich­
keit zugängliche Telekommunikationsdienste bereitstellen,
werden einer unabhängigen Rechnungsprüfung unterzo­
gen und veröffentlicht . Die Rechnungsprüfung wird in
Übereinstimmung mit den einschlägigen nationalen
Rechtsvorschriften durchgeführt .

Unterabsatz 1 gilt auch für die in den Absätzen 1 und 2
geforderte getrennte Buchführung .

liehen Nutzen und den größtmöglichen Nutzen für die
Endbenutzer erbringt. Die nationalen Regulierungsbehör­
den berücksichtigen dabei insbesondere

— die Notwendigkeit, für die Benutzer eine zufriedenstel­
lende Ende-zu-Ende-Kommunikation sicherzustellen ;

— die Notwendigkeit, einen wettbewerbsorientierten
Markt zu fördern;

— die Notwendigkeit, den Auf- und Ausbau transeuro­
päischer Netze und Dienste , die Zusammenschaltung
nationaler Netze und die Interoperabilität von Dien­
sten sowie den Zugang zu solchen Netzen und Dien­
sten zu fördern ;

— den Grundsatz der Nichtdiskriminierung ( einschließ­
lich des gleichberechtigten Zugangs ) und den Grund­
satz der Verhältnismäßigkeit ;

— die Notwendigkeit, einen Universaldienst aufrechtzu­
erhalten und zu entwickeln .

( 2 ) Im voraus von der nationalen Regulierungsbehörde
festgelegte allgemeine Bedingungen werden entsprechend
Artikel 14 Absatz 1 veröffentlicht .

Insbesondere bezüglich der Zusammenschaltung zwischen
Organisationen, die im Anhang II aufgeführt sind ,

— können die nationalen Regulierungsbehörden in den
in Anhang VII Abschnitt 1 aufgeführten Bereichen
Ex-ante-Bedingungen festlegen ;

— wirken sie darauf hin, daß in Zusammenschaltungs­
vereinbarungen die in Anhang VII Abschnitt 2 aufge­
führten Punkte abgedeckt werden .

( 3 ) Bei der Verfolgung der in Absatz 1 genannten Ziele
können die nationalen Regulierungsbehörden jederzeit
von sich aus eingreifen , und sie müssen dies tun , wenn sie
von einer Partei dazu aufgefordert werden, um vorzuge­
ben, welche Punkte in einer Zusammenschaltungsverein­
barung abgedeckt werden müssen, oder um spezifische
Bedingungen vorzugeben, die von einer oder mehreren
Parteien einer solchen Vereinbarung einzuhalten sind . Die
nationalen Regulierungsbehörden können in Ausnahme­
fällen Änderungen bereits getroffener Zusammenschal­
tungsvereinbarungen fordern, soweit dies gerechtfertigt
ist , um wirksamen Wettbewerb und/oder Interoperabilität
von Diensten für Benutzer sicherzustellen .

Von der nationalen Aufsichtsbehörde vorgegebene Bedin­
gungen können unter anderem Bedingungen zur Sicher­
stellung wirksamen Wettbewerbs , technische Bedingun­
gen, Tarife , Liefer- und Nutzungsbedingungen, Bedingun­
gen hinsichtlich der Einhaltung relevanter Normen und
grundlegender Anforderungen, hinsichtlich des Umwelt­
schutzes und/oder zur Aufrechterhaltung einer durchge­
henden Dienstqualität umfassen .

Die nationale Regulierungsbehörde kann ferner jederzeit
von sich aus oder auf Ersuchen einer Partei Fristen
vorgeben, innerhalb deren die Zusammenschaltungsver­
handlungen abzuschließen sind . Wird innerhalb der vor­
gegebenen Frist keine Einigung erzielt, so kann die natio­
nale Regulierungsbehörde Maßnahmen treffen, um nach

Artikel 9

Grundsätzliche Zuständigkeiten der nationalen
Regulierungsbehörden

( 1 ) Die nationalen Regulierungsbehörden fördern und
sichern eine adäquate Zusammenschaltung im Interesse
aller Benutzer , indem sie ihre Zuständigkeiten in einer Art
und Weise ausüben, die den größtmöglichen Wirtschaft­
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lierungsbehörden unter Beachtung des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit und im Interesse der Benutzer als
letzte Möglichkeit von den betreffenden Organisationen
verlangen, ihre Einrichtungen zusammenzuschalten , um
wesentliche öffentliche Interessen zu schützen , und gege­
benenfalls Zusammenschaltungsbedingungen festlegen .

Artikel 10

den von ihr festgelegten Verfahren eine Vereinbarung
herbeizuführen . Die Verfahren sind gemäß Artikel 14
Absatz 2 der Öffentlichkeit zugänglich zu machen .

( 4 ) Trifft eine Organisation, die berechtigt ist , öffentli­
che Telekommunikationsnetze oder für die Öffentlichkeit
zugängliche Telekommunikationsdienste bereitzustellen ,
Zusammenschaltungsvereinbarungen mit anderen Organi­
sationen, so hat die nationale Regulierungsbehörde das
Recht, jede dieser Vereinbarungen in ihrer Gesamtheit zu
prüfen .

( 5 ) Bei Zusammenschaltungsstreitigkeiten zwischen Or­
ganisationen in einem Mitgliedstaat unternimmt dessen
Regulierungsbehörde auf Ersuchen einer Partei Schritte ,
um den Streit innerhalb von sechs Monaten ab diesem
Ersuchen beizulegen . Die Streitbeilegung muß einen fairen
Ausgleich der berechtigten Interessen beider Parteien zum
Ergebnis haben .

Dabei berücksichtigt die nationale Regulierungsbehörde
unter anderem

— die Interessen der Benutzer;

— ordnungspolitische Verpflichtungen oder Einschrän­
kungen, die einer Partei auferlegt sind ;

— das Bestreben, innovative Marktangebote zu fördern
und Benutzern eine breite Palette von Telekommuni­
kationsdiensten auf nationaler und Gemeinschafts­
ebene bereitzustellen ;

— die Verfügbarkeit technisch und wirtschaftlich tragfä­
higer Alternativen zu der geforderten Zusammenschal­
tung;

— das Streben nach Sicherstellung gleichwertiger Zu­
gangsvereinbarungen;

— die Notwendigkeit , die Integrität des öffentlichen
Telekommunikationsnetzes und die Interoperabilität
von Diensten aufrechtzuerhalten;

— die Art des Antrags im Vergleich zu den Mitteln , die
zur Verfügung stehen, um ihm stattzugeben;

— die relative Marktstellung der Parteien ;

— die Interessen der Öffentlichkeit ( z . B. den Umwelt­
schutz );

— die Förderung des Wettbewerbs ;

— die Notwendigkeit , einen Universaldienst aufrechtzu­
erhalten .

Eine Entscheidung der nationalen Regulierungsbehörde in
dieser Sache wird der Öffentlichkeit nach Maßgabe der
innerstaatlichen Verfahren zugänglich gemacht . Die
betroffenen Parteien erhalten eine ausführliche Begrün­
dung der Entscheidung .

( 6 ) In den Fällen, in denen Organisationen, die zur
Bereitstellung öffentlicher Telekommunikationsnetze und/
oder für die Öffentlichkeit zugänglicher Telekommunika­
tionsdienste berechtigt sind, ihre Einrichtungen nicht
zusammengeschaltet haben, können die nationalen Regu­

Grundlegende Anforderungen

Unbeschadet der Maßnahmen, die nach Artikel 3
Absatz 5 und Artikel 5 Absatz 3 der Richtlinie 90/
387/EWG getroffen werden können, gelten im Rahmen
der vorliegenden Richtlinie für die Zusammenschaltung
von öffentlichen Telekommunikationsnetzen und/oder für
die Öffentlichkeit zugänglichen Telekommunikationsdien­
sten die grundlegenden Anforderungen in Artikel 3
Absatz 2 der Richtlinie 90/387/EWG nach Maßgabe der
Buchstaben a ) bis d ) dieses Artikels .

Falls die nationale Regulierungsbehörde Bedingungen auf­
erlegt, die auf grundlegenden Anforderungen in Zusam­
menschaltungsvereinbarungen beruhen, werden diese Be­
dingungen gemäß Artikel 14 Absatz 1 veröffentlicht .

a ) Sicherheit des Netzbetriebs : Die Mitgliedstaaten tref­
fen alle erforderlichen Maßnahmen, um die Verfüg­
barkeit der öffentlichen Telekommunikationsnetze
und der für die Öffentlichkeit zugänglichen Telekom­
munikationsdienste bei einem Netzausfall von erhebli­
chem Maße oder in außergewöhnlichen Fällen von
höherer Gewalt wie extreme Witterungsbedingungen,
Erdbeben, Hochwasser , Blitzschlag oder Feuer sicher­
zustellen .

Tritt einer der in Unterabsatz 1 genannten Umstände
ein , so setzen die betroffenen Stellen alles daran, um
den Dienst auf höchstem Niveau aufrechtzuerhalten
und alle von den zuständigen nationalen Behörden
vorgegebenen Prioritäten zu erfüllen .

Die Notwendigkeit , diese Anforderungen zu erfüllen ,
ist kein triftiger Grund, die Aushandlung von Zusam­
menschaltungsbedingungen zu verweigern .

Die nationale Regulierungsbehörde stellt ferner sicher,
daß Zusammenschaltungsbedingungen im Zusam­
menhang mit der Sicherheit des Netzes in bezug auf
Unfallrisiken verhältnismäßig und nichtdiskriminie­
rend sind und auf zuvor festgelegten objektiven Krite­
rien beruhen .

b ) Aufrechterhaltung der Netzintegrität: Die Mitglied­
staaten treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um
die Aufrechterhaltung der Integrität öffentlicher Tele­
kommunikationsnetze sicherzustellen . Die Notwen­
digkeit zur Aufrechterhaltung der Netzintegrität ist
kein triftiger Grund, die Aushandlung von Zusam­
menschaltungsbedingungen zu verweigern . Die natio­
nale Regulierungsbehörde stellt sicher, daß Zusam­
menschaltungsbedingungen, die den Schutz der Netz­
integrität betreffen, den Grundsätzen der Verhältnis­
mäßigkeit und Nichtdiskriminierung entsprechen und
auf zuvor festgelegten objektiven Kriterien beruhen .
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c ) Interoperabilität von Diensten: Die Mitgliedstaaten
können in Zusammenschaltungsvereinbarungen Be­
dingungen auferlegen, um die Interoperabilität von
Diensten sicherzustellen ; dazu gehören auch Bedin­
gungen zur Sicherstellung einer zufriedenstellenden
durchgehenden Qualität . Solche Bedingungen können
unter anderem die Einhaltung spezifischer technischer
Normen oder Spezifikationen oder von den Marktteil­
nehmern vereinbarter Verhaltenskodizes umfassen .

d ) Datenschutz: Die Mitgliedstaaten können in Zusam­
menschaltungsvereinbarungen Bedingungen für den
Datenschutz auferlegen, soweit diese notwendig sind,
um im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht die
Einhaltung der relevanten Rechtsvorschriften über
den Datenschutz ( einschließlich des Schutzes perso­
nenbezogener Daten ), die Vertraulichkeit verarbeite­
ter, übertragener oder gespeicherter Informationen
und den Schutz der Privatsphäre sicherzustellen .

Artikel 1 1

Staaten alle erforderlichen Maßnahmen, um die Koordi­
nierung ihrer Standpunkte in internationalen Organisatio­
nen und Foren sicherzustellen, in denen Beschlüsse zur
Numerierung gefaßt werden, und zwar unter Berücksich­
tigung möglicher künftiger Entwicklungen der Numerie­
rung in Europa .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten stellen sicher , daß nationale
Numerierungspläne im Bereich Telekommunikation von
der nationalen Regulierungsbehörde kontrolliert werden ,
um die Unabhängigkeit von Organisationen, die Tele­
kommunikationsnetze oder -dienste bereitstellen , zu
garantieren . Im Hinblick auf einen effizienten Wettbe­
werb stellen die nationalen Regulierungsbehörden sicher,
daß die Verfahren für die Zuweisung einzelner Nummern
und/oder Numerierungsbereiche transparent, unparteiisch
und fristgerecht durchführbar sind und daß die Zuwei­
sung in objektiver , transparenter und nichtdiskriminieren­
der Weise durchgeführt wird . Die nationalen Regulie­
rungsbehörden können Bedingungen für die Verwendung
bestimmter Vorwahl - oder Kurzrufnummern festlegen,
insbesondere wenn diese für Dienste von allgemeinem
öffentlichen Interesse ( z . B. entgeltfreie Dienste , Dienste
mit „Kiosk"-Abrechnung, Dienste im Zusammenhang mit
Teilnehmerverzeichnissen , Notrufdienste ) oder zur Sicher­
stellung eines gleichwertigen Zugangs bestimmt sind .

( 4 ) Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher,
daß die Hauptbestandteile der nationalen Numerierungs­
pläne und alle nachträglichen Erweiterungen oder Ände­
rungen vorbehaltlich der Einschränkungen, die sich aus
Gründen der nationalen Sicherheit ergeben, gemäß Arti­
kel 14 Absatz 1 veröffentlicht werden .

( 5 ) Die nationalen Regulierungsbehörden fördern die
frühestmögliche Einführung der Übertragbarkeit von
Nummern, bei der der Endbenutzer auf Antrag seine
Nummer(n ) im festen öffentlichen Telefonnetz an einem
bestimmten Standort beibehalten kann, und zwar unab­
hängig von der Organisation, die den Dienst erbringt; sie
stellen sicher, daß dieses Leistungsmerkmal zumindest in
allen größeren Bevölkerungszentren vor dem 1 . Januar
2003 zur Verfügung steht .

( 6 ) Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher,
daß Numerierungspläne und -verfahren in einer Weise
angewendet werden, die eine chancengleiche und gleich­
berechtigte Behandlung aller Anbieter von Telekommuni­
kationsdiensten , die für die Öffentlichkeit zugänglich
sind , bietet . Die Mitgliedstaaten stellen insbesondere
sicher , daß eine Organisation , der ein Numerierungsbe­
reich zugewiesen worden ist , unzulässige Diskriminierun­
gen bei den Nummernfolgen vermeidet, die für den
Zugang zu den Diensten anderer Telekommunikations­
betreiber genutzt werden sollen .

Kollokation und gemeinsame Nutzung

Wenn eine Organisation, die öffentliche Telekommunika­
tionsnetze und/oder für die Öffentlichkeit zugängliche
Telekommunikationsdienste anbietet, nach nationalen
Rechtsvorschriften berechtigt ist , Einrichtungen auf, über
oder unter öffentlichen oder privaten Grundstücken zu
installieren oder in der Lage ist , ein Verfahren zur Enteig­
nung oder Nutzung von Grundbesitz anzuwenden, wir­
ken die nationalen Regulierungsbehörden auf die gemein­
same Nutzung solcher Einrichtungen und/oder Grund­
stücke mit anderen Organisationen hin , die öffentliche
Telekommunikationsnetze und/oder für die Öffentlichkeit
zugängliche Telekommunikationsdienste anbieten .

Vereinbarungen über Kollokation oder gemeinsame Nut­
zung von Einrichtungen sind in der Regel Gegenstand
kommerzieller und technischer Vereinbarungen zwischen
den betroffenen Parteien . Die nationale Regulierungsbe­
hörde kann wie in Artikel 9 vorgesehen eingreifen, um
Streitigkeiten beizulegen .

Insbesondere können Mitgliedstaaten Anordnungen über
eine gemeinsame Nutzung von Einrichtungen und/oder
Grundstücken ( einschließlich physischer Kollokation ) erst
nach Ablauf einer angemessenen Frist für öffentliche
Konsultationen, bei denen alle interessierten Parteien
Gelegenheit zur Meinungsäußerung erhalten, treffen . Sol­
che Anordnungen können Regeln für die Umlegung der
Kosten bei gemeinsamer Nutzung von Einrichtungen und/
oder Grundstücken enthalten .

Artikel 12

Numerierung Artikel 13

Technische Normen( 1 ) Die Mitgliedstaaten stellen die Bereitstellung adä­
quater Nummern und Numerierungsbereiche für alle der
Öffentlichkeit zugänglichen Telekommunikationsdienste
sicher .

( 2 ) Um eine vollständige Interoperabilität europaweiter
Netze und Dienste sicherzustellen, treffen die Mitglied­

( 1 ) Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 3 der Richtlinie
90/387/EWG, dem zufolge die Anwendung bestimmter
europäischer Normen zwingend vorgeschrieben werden
kann, stellen die nationalen Regulierungsbehörden sicher,
daß Organisationen, die öffentliche Telekommunikations­
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netze oder für die Öffentlichkeit zugängliche Telekommu­
nikationsdienste anbieten , die im Amtsblatt der Europäi­
schen Gemeinschaften als für die Zusammenschaltung
geeignet veröffentlichten Normen voll berücksichtigen .

Falls es keine derartigen Normen gibt, fördern die natio­
nalen Regulierungsbehörden die Bereitstellung technischer
Schnittstellen für die Zusammenschaltung nach folgenden
Normen bzw. Spezifikationen :

— Normen europäischer Normungsgremien wie dem
Europäischen Institut für Telekommunikationsnormen
(ETSI ), dem Europäischen Komitee für Normung
( CEN) oder dem Europäischen Komitee für elektro­
technische Normung (CENELEC)

oder, falls keine derartigen Normen vorliegen,

— internationale Normen oder Empfehlungen der Inter­
nationalen Fernmeldeunion ( ITU), der Internationalen
Organisation für Normung ( ISO ) oder der Internatio­
nalen Elektrotechnischen Kommission ( IEC )

oder, falls keine derartigen Normen vorliegen ,

Artikel 15

Verfahren des Beratenden Ausschusses

( 1 ) Die Kommission wird von dem mit Artikel 9
Absatz 1 der Richtlinie 90/387/EWG eingesetzten Aus­
schuß, nachstehend „ONP-Ausschuß " genannt, unter­
stützt .

( 2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen .
Der Ausschuß gibt — gegebenenfalls nach Abstimmung
— seine Stellungnahme zu diesem Entwurf innerhalb
einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksichtigung
der Dringlichkeit der betreffenden Frage festsetzen kann .

( 3 ) Die Stellungnahme wird in das Protokoll des Aus­
schusses aufgenommen; darüber hinaus hat jeder Mit­
gliedstaat das Recht zu verlangen , daß sein Standpunkt
im Protokoll festgehalten wird .

Die Kommission berücksichtigt soweit wie möglich die
Stellungnahme des Ausschusses . Sie unterrichtet den Aus­
schuß darüber, inwieweit sie seine Stellungnahme berück­
sichtigt hat .

— nationale Normen .

( 2 ) Die Kommission kann nach dem Verfahren des
Artikels 15 fordern , daß , wo dies angebracht ist , Normen
für die Zusammenschaltung und den Zugang von euro­
päischen Normungsgremien erstellt werden . Ein Hinweis
auf Normen für die Zusammenschaltung und den Zugang
kann nach Artikel 5 der Richtlinie 90/387/EWG im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffent­
licht werden .

Artikel 14

Artikel 16

Verfahren des Regelungsausschusses

( 1 ) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 15
findet in bezug auf die von Artikel 19 abgedeckten
Fragen das folgende Verfahren Anwendung .

( 2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen .
Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Ent­
wurf innerhalb einer Frist ab , die der Vorsitzende unter
Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage
festsetzen kann . Die Stellungnahme wird mit der Mehr­
heit abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags
für die Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kom­
mission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist . Bei der
Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen der Ver­
treter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Arti­
kel gewogen . Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung
nicht teil .

( 3 ) Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnah­
men, wenn sie mit der Stellungnahme des Ausschusses
übereinstimmen .

( 4 ) Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein oder liegt
keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die Kommission
dem Rat unverzüglich einen Vorschlag für die zu treffen­
den Maßnahmen. Der Rat beschließt mit qualifizierter
Mehrheit .

Hat der Rat binnen drei Monaten nach seiner Befassung
keinen Beschluß gefaßt, so werden die vorgeschlagenen
Maßnahmen von der Kommission erlassen .

Zugang zu Informationen und deren Veröffentlichung

( 1 ) Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher ,
daß die in Artikel 7 Absatz 3 , Artikel 9 Absatz 2 ,
Artikel 10 und Artikel 12 Absatz 4 genannten Informa­
tionen in aktualisierter Form so veröffentlicht werden,
daß sie für interessierte Parteien leicht zugänglich sind . Im
Veröffentlichungsblatt des betreffenden Mitgliedstaats
wird bekanntgegeben, in welcher Form diese Informatio­
nen veröffentlicht werden .

( 2 ) Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher,
daß die in Artikel 4 Absatz 1 , Artikel 5 Absätze 3 und 5 ,
Artikel 6 Buchstabe c ) und Artikel 9 Absatz 3 genannten
spezifischen Informationen interessierten Parteien auf
Antrag in aktualisierter Form an normalen Arbeitstagen
kostenlos zugänglich gemacht werden . Im Veröffentli­
chungsblatt des betreffenden Mitgliedstaats wird be­
kanntgegeben, wann und wo die Informationen verfügbar
sind .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission vor
dem 1 . Januar 1998 — und danach bei- jeder Änderung
unverzüglich — mit, in welcher Form die in den Absätzen
1 und 2 genannten Informationen zur Verfügung gestellt
werden . Die Kommission veröffentlicht regelmäßig einen
entsprechenden Hinweis auf diese Mitteilungen im Amts­
blatt der Europäischen Gemeinschaften .
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Artikel 1 7 Artikel 18

Notifizierung

( 1 ) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß die nationa­
len Regulierungsbehörden über die notwendigen Mittel
zur Wahrnehmung der Aufgaben aufgrund dieser Richtli­
nie verfügen ; sie melden der Kommission bis zum 31 . Ja­
nuar 1997 die hierfür zuständigen Regulierungsbehör­
den .

( 2 ) Die nationalen Regulierungsbehörden teilen der
Kommission bis zum 31 . Januar 1997 — und danach bei
jeder Änderung unverzüglich — die Namen der Organisa­
tionen mit, die

— Universaldienstverpflichtungen für die Bereitstellung
der in Anhang I Abschnitt 1 aufgeführten öffentlichen
Telekommunikationsnetze und für die Öffentlichkeit
zugänglichen Telekommunikationsdienste haben und
zur direkten Erhebung eines Beitrags zu den Nettoko­
sten des Universaldienstes nach dem Verfahren des
Artikels 5 Absatz 2 berechtigt sind ;

— den Bestimmungen dieser Richtlinie über Organisatio­
nen mit beträchtlicher Marktmacht unterliegen ;

— dem Anhang II unterliegen .

Die Kommission kann die nationalen Regulierungsbehör­
den ersuchen, ihr die Gründe für die Einstufung oder
Nichteinstufung einer Organisation als „Organisation mit
beträchtlicher Marktmacht " mitzuteilen .

( 3 ) Die Kommission veröffentlicht die gemäß Absatz 2
mitgeteilten Namen im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften .

Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen
Organisationen, die im Rahmen von Genehmigungen

unterschiedlicher Mitgliedstaaten tätig sind

( 1 ) Unbeschadet

a ) jeder Maßnahme, die die Kommission oder ein Mit­
gliedstaat nach dem Vertrag ergreifen kann,

b ) der Rechte, die der Partei , die das Verfahren nach den
Absätzen 2 und 3 in Anspruch nimmt, den betroffe­
nen Organisationen oder jeder anderen Partei nach
geltendem nationalen Recht zustehen,

gilt das in den Absätzen 2 , 3 und 4 festgelegte Verfahren
bei Zusammenschaltungsstreitigkeiten zwischen Organisa­
tionen, die im Rahmen von Genehmigungen unterschied­
licher Mitgliedstaaten tätig sind , sofern die Streitigkeit
nicht in den Zuständigkeitsbereich einer einzelnen natio­
nalen Regulierungsbehörde fällt, die ihre Befugnisse
gemäß Artikel 9 ausübt .

( 2 ) Jede Partei kann den Streitfall allen betroffenen
nationalen Regulierungsbehörden vorlegen . Diese koordi­
nieren ihre Bemühungen um Beilegung des Streitfalls im
Einklang mit den Grundsätzen des Artikels 9 Absatz 1 .

( 3 ) Einigen sich die betreffenden nationalen ' Regulie­
rungsbehörden nicht binnen sechs Monaten nach ihrer
Befassung auf eine Lösung, so kann eine von ihnen das
Verfahren gemäß Absatz 4 in Anspruch nehmen, indem
sie ein Schreiben an die Kommission richtet und allen
betroffenen Parteien und nationalen Regulierungsbehör­
den eine Kopie zusendet . Die Lösung hat nur Bindungs­
wirkung, wenn sämtliche Beteiligten zustimmen .

( 4 ) Nach einer Benachrichtigung der Kommission auf
der Grundlage des Absatzes 3 leitet die Kommission den
Fall an den Vorsitzenden des ONP-Ausschusses weiter .

Der Vorsitzende des ONP-Ausschusses beruft so bald wie
möglich eine Arbeitsgruppe ein , der mindestens zwei
Mitglieder des Ausschusses , je ein Vertreter der betreffen­
den nationalen Regulierungsbehörden und er selbst oder
ein anderer, von ihm benannter Beamter der Kommission
angehören . Die Arbeitsgruppe tritt in der Regel innerhalb
von zehn Tagen zusammen . Der Vorsitzende kann auf
Vorschlag eines Mitglieds der Arbeitsgruppe beschließen,
höchstens zwei weitere Personen als Sachverständige zu
Rate zu ziehen .

Die Arbeitsgruppe gibt der Partei , die dieses Verfahren in
Anspruch nimmt, den nationalen Regulierungsbehörden
der Mitgliedstaaten und den betreffenden Organisationen
Gelegenheit , ihre Ansichten mündlich oder schriftlich
darzulegen .

Die Arbeitsgruppe bemüht sich , eine Einigung zwischen
den Parteien herbeizuführen . Der Vorsitzende unterrichtet
den ONP-Ausschuß über die Ergebnisse dieses Verfah­
rens .

Artikel 19

Technische Anpassungen

Änderungen, die erforderlich sind, um die Anhänge IV, V
und VII an neue technologische Entwicklungen oder an
Änderungen des Markt- und Kundenbedarfs anzupassen,
werden von der Kommission nach dem Verfahren des
Artikels 16 festgelegt .

Artikel 20

Aufschiebung von Verpflichtungen

( 1 ) Eine Aufschiebung der Verpflichtungen nach Arti­
kel 3 Absätze 1 und 2 , Artikel 4 Absätze 1 und 2 und
Artikel 9 Absätze 1 und 3 , soweit diese Verpflichtungen
die direkte Zusammenschaltung zwischen den mobilen
Netzen eines Mitgliedstaats und den festen oder mobilen
Netzen anderer Mitgliedstaaten betreffen , sowie gemäß
Artikel 5 wird den in den Entschließungen des Rates vom
22 . Juli 1993 und 22 . Dezember 1994 genannten Mit­
gliedstaaten, denen eine zusätzliche Übergangsfrist für die
Liberalisierung von Telekommunikationsdiensten einge­
räumt wurde, gewährt, solange und soweit sie diese
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und dem Rat in regelmäßigen Abständen, erstmals späte­
stens am 31 . Dezember 1999 , darüber Bericht . Hierzu
kann sie von den Mitgliedstaaten Informationen anfor­
dern .

In dem Bericht wird geprüft, welche Bestimmungen der
Richtlinie aufgrund der Marktentwicklungen, der Ent­
wicklung der Technologie und der Veränderungen in der
Nachfrage der Benutzer angepaßt werden sollten ; dies gilt
insbesondere für

Übergangsfristen nutzen . Die Mitgliedstaaten teilen der
Kommission mit, ob sie von dieser Möglichkeit Gebrauch
machen wollen .

( 2 ) Eine Aufschiebung der Verpflichtungen nach Arti­
kel 12 Absatz 5 kann beantragt werden, wenn der
betreffende Mitgliedstaat in der Lage ist nachzuweisen ,
daß diese Verpflichtung eine übermäßige Belastung für
bestimmte Organisationen oder Gruppen von Organisa­
tionen darstellen würde . Der betreffende Mitgliedstaat
unterrichtet die Kommission über die Gründe für den
Antrag auf Aufschiebung, den Termin , bis zu dem die
Anforderungen erfüllt werden können, und die Maßnah­
men, die zur Einhaltung dieser Frist vorgesehen sind . Die
Kommission prüft den Antrag unter Berücksichtigung der
besonderen Lage dieser Mitgliedstaaten und der Notwen­
digkeit , ein kohärentes ordnungspolitisches Umfeld auf
Gemeinschaftsebene zu gewährleisten ; sie teilt den betref­
fenden Mitgliedstaaten mit, ob , und wenn ja , bis zu
welchem Zeitpunkt ihre Lage eine Aufschiebung gerecht­
fertigt erscheinen läßt .

a ) Artikel 5 ;

b ) die Bestätigung des Zeitplans gemäß Artikel 12
Absatz 5 .

Artikel 23

Umsetzung

Artikel 21

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts - und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtli­
nie spätestens zum 31 . Dezember 1997 nachzukommen .
Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in Kennt­
nis .

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1
erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung
auf diese Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten der Bezugnahme .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission
über die wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften ,
die sie auf dem unter dieser Richtlinie fallenden Gebiet
erlassen .

Zusammenschaltung mit Organisationen aus
Drittländern

( 1 ) Die Mitgliedstaaten können die Kommission über
alle allgemeinen Schwierigkeiten rechtlicher oder tatsäch­
licher Natur unterrichten, mit denen sich Organisationen
aus der Gemeinschaft bei der Zusammenschaltung mit
Organisationen aus Drittländern konfrontiert sehen und
von denen sie Kenntnis erhalten haben .

( 2 ) Wird die Kommission davon unterrichtet, daß sol­
che Schwierigkeiten bestehen, so kann sie dem Rat erfor­
derlichenfalls Vorschläge für ein geeignetes Mandat zur
Aushandlung vergleichbarer Rechte für Organisationen
aus der Gemeinschaft in diesen Drittländern unterbreiten .
Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit .

( 3 ) Die Verpflichtungen der Gemeinschaft und der
Mitgliedstaaten im Rahmen einschlägiger internationaler
Vereinbarungen bleiben von Maßnahmen, die aufgrund
von Absatz 2 getroffen werden, unberührt .

Artikel 24

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft .

Artikel 25

Adressaten
Artikel 22

Ùberpriifung
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu . . .

Im Namen des
Europäischen Parlaments Im Namen des Rates

( 1 ) Die Kommission berichtet dem Europäischen Parla­
ment und dem Rat bis zum 31 . Dezember 1997 und
danach regelmäßig über die Verfügbarkeit von Zusam­
menschaltungsrechten in Drittländern zugunsten von
Organisationen aus der Gemeinschaft .

( 2 ) Die Kommission überprüft das Funktionieren die­
ser Richtlinie und erstattet dem Europäischen Parlament Der Pràsident Der Prâsident
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ANHANG I

SPEZIFISCHE ÖFFENTLICHE TELEKOMMUNIKATIONSNETZE UND FUR DIE ÖFFENTLICHKEIT
ZUGÄNGLICHE TELEKOMMUNIKATIONSDIENSTE

nach Artikel 3 Absatz 2

Den nachstehend aufgeführten öffentlichen Telekommunikationsnetzen und für die Öffentlichkeit zugängli­
chen Telekommunikationsdiensten wird auf europäischer Ebene entscheidende Bedeutung beigemessen .

Für Organisationen mit beträchtlicher Marktmacht, die die nachstehenden öffentlichen Telekommunika­
tionsnetze und/oder für die Öffentlichkeit zugänglichen Telekommunikationsdienste anbieten, gelten hin­
sichtlich Zusammenschaltung und Zugang Sonderverpflichtungen gemäß Artikel 4 Absatz 2 , Artikel 6 und
Artikel 7 .

ABSCHNITT 1

Das feste öffentliche Telefonnetz

Das feste öffentliche Telefonnetz ist das öffentliche vermittelte Telekommunikationsnetz, das die Übermitt­
lung von Sprache und Ton mit einer Bandbreite von 3,1 kHz zwischen Netzabschlußpunkten an festen
Standorten unterstützt , unter anderem

— Sprachtelefondienst ,

— Telefax Gruppe III — Kommunikation entsprechend ITU-T-Empfehlungen der T-Serie ,

— Sprachband-Datenübertragung über Modems mit einer Übertragungsrate von mindestens 2 400 Bit/s
entsprechend ITU-T-Empfehlungen der V-Serie .

Der Zugang zum Netzabschlußpunkt des Endbenutzers erfolgt über eine oder mehrere Nummern des
nationalen Numerierungsplans .

Der feste öffentliche Telefondienst gemäß der Richtlinie 95/62/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 13 . Dezember 1995 zur Einführung des offenen Netzzugangs (ONP) beim Sprachtelefon­
dienst (')

Der feste öffentliche Telefondienst bietet Endbenutzern an festen Standorten die Möglichkeit, Inlands- und
Auslandsgespräche zu tätigen und zu empfangen; er kann Zugang zu Notrufdiensten ( 112 ), Bereitstellung
von Unterstützung durch die Vermittlungskräfte , Teilnehmerverzeichnisdienste , öffentliche Telefone , Bereit­
stellung von Diensten unter Sonderbedingungen und/oder die Bereitstellung von Sondereinrichtungen für
Behinderte oder Benutzer mit besonderen sozialen Bedürfnissen einschließen .

Der Zugang zum Endbenutzer erfolgt über eine oder mehrere Nummern des nationalen Numerierungs­
plans .

ABSCHNITT 2

Der Mietleitungsdienst

Mietleitungen sind Telekommunikationseinrichtungen, die transparente Übertragungskapazität zwischen
Netzabschlußpunkten bereitstellen und dabei keine Vermittlung auf Anforderung (Vermittlungsfunktionen,
die der Benutzer als Teil der Mietleitungsbereitstellung kontrollieren kann ) einschließen . Sie können Systeme
einschließen, die eine flexible Nutzung der Mietleitungsbandbreite gestatten, einschließlich bestimmter
Leitweglenkungs- und Managementfunktionen .

ABSCHNITT 3

Öffentliche mobile Telefonnetze

Ein öffentliches mobiles Telefonnetz ist ein öffentliches Telefonnetz, dessen Netzabschlußpunkte sich nicht
an festen Standorten befinden .

(M AB1 . Nr. L 321 vom 30 . 12 . 1995 , S. 6 .
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Öffentliche mobile Telefondienste

Ein öffentlicher mobiler Telefondienst ist ein Telefondienst, dessen Bereitstellung ganz oder teilweise im
Aufbau einer Funkverbindung zu einem mobilen Benutzer besteht und der sich dazu ganz oder teilweise
eines öffentlichen mobilen Telefonnetzes bedient .

ANHANG II

ORGANISATIONEN MIT RECHTEN UND PFLICHTEN, EINE GEGENSEITIGE ZUSAMMENSCHAL­
TUNG AUSZUHANDELN, UM GEMEINSCHAFTSWEITE DIENSTE SICHERZUSTELLEN

nach Artikel 4 Absatz 1

Dieser Anhang betrifft Organisationen, die vermittelte und unvermittelte Trägerfunktionen für Benutzer
bereitstellen, von denen andere Telekommunikationsdienste abhängig sind .

Organisationen der nachstehenden Kategorien haben nach Artikel 4 Absatz 1 sowohl Rechte als auch
Pflichten zur gegenseitigen Zusammenschaltung. Eine Zusammenschaltung zwischen diesen Organisationen
unterliegt nach Artikel 9 Absatz 3 einer zusätzlichen Überwachung durch nationale Regulierungsbehörden .
Für diese Kategorien von Organisationen können nach Artikel 7 Absatz 3 besondere Zusammenschaltungs­
entgelte , -regelungen und -bedingungen gelten .

1 . Organisationen, die feste und/oder mobile öffentliche vermittelte Telekommunikationsnetze und/oder der
Öffentlichkeit zugängliche Telekommunikationsdienste bereitstellen und dabei den Zugang zu einem
oder mehreren Netzabschlußpunkten kontrollieren, die durch eine oder mehrere, nur einmal vergebene
Nummer(n ) des nationalen Numerierungsplans bestimmt sind ( siehe Anmerkungen ).

2 . Organisationen, die Mietleitungen zu den Räumlichkeiten der Benutzer bereitstellen .

3 . Organisationen, die in einem Mitgliedstaat berechtigt sind, internationale Telekommunikationsleitungen
zwischen der Gemeinschaft und Drittländern bereitzustellen und die für diesen Zweck über ausschließli­
che oder besondere Rechte verfügen.

4 . Organisationen , die Telekommunikationsdienste bereitstellen und in dieser Kategorie gemäß den
relevanten nationalen Lizenzierungs- oder Genehmigungsverfahren zur Zusammenschaltung befugt
sind .

Anmerkungen

Kontrolle des Zugangs zu einem Netzabschlußpunkt ist die Fähigkeit, die dem Endbenutzer an diesem
Netzabschlußpunkt zugänglichen Telekommunikationsdienste zu kontrollieren und/oder die Fähigkeit,
anderen Diensterbringern den Zugang zum Endbenutzer an diesem Netzabschlußpunkt zu verweigern .

Kontrolle des Zugangs kann den Besitz oder die Kontrolle der physischen Verbindung zum Endbenutzer
( über Draht oder drahtlos ) und/oder die Fähigkeit beinhalten , die für den Zugang zum Netzabschlußpunkt
eines Benutzers erforderliche(n ) nationale(n ) Nummer(n ) zu ändern oder zurückzuziehen .

ANHANG III

BERECHNUNG DER KOSTEN VON UNIVERSALDIENSTVERPFLICHTUNGEN BEIM
SPRACHTELEFONDIENST

nach Artikel 5 Absatz 3

Universaldienstverpflichtungen sind diejenigen Verpflichtungen, die ein Mitgliedstaat einer Organisation
auferlegt und die die Bereitstellung eines Netzes und Dienstes in einem bestimmten geographischen Gebiet
betreffen; dazu gehören, wo dies erforderlich ist , auch Durchschnittspreise in diesem geographischen Gebiet
für die Bereitstellung dieses Dienstes .

Die Kosten von Universaldienstverpflichtungen ergeben sich aus der Differenz zwischen den Nettokosten ,
die einer Organisation mit und denen, die einer Organisation ohne diese Verpflichtungen entstehen .
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Dieser Grundsatz gilt unabhängig davon, ob das Netz eines bestimmten Mitgliedstaats vollständig entwickelt
ist oder noch in der Entwicklungs- bzw. Ausbauphase steht .

Die Berechnung beruht auf den Kosten für :

i ) Komponenten der betreffenden Dienste , die nur unter Verlust oder nur unter Kostenbedingungen
erbracht werden können, die außerhalb des Rahmens der üblichen kommerziellen Bedingungen fallen .

Zu dieser Kategorie können Diensteelemente wie Zugang zu Notrufdiensten, Bereitstellung bestimmter
öffentlicher Telefone, Bereitstellung bestimmter Dienstleistungen oder Einrichtungen für Behinderte u . ä .
gehören;

ii ) bestimmte Endbenutzer oder Gruppen von Endbenutzern, die unter Berücksichtigung der Kosten des
genau bezeichneten Netzes und Dienstes , der erzielten Einnahmen und etwaiger, vom Mitgliedstaat
vorgeschriebener , geographischer Durchschnittspreise nur unter Verlust oder nur unter Kostenbedingun­
gen erbracht werden können, die außerhalb des Rahmens der üblichen kommerziellen Bedingungen
fallen .

Zu dieser Kategorie gehören die Endbenutzer oder Gruppen von Endbenutzern , die von einem
kommerziellen Betreiber nicht bedient würden, wenn er nicht zur Bereitstellung eines Universaldienstes
verpflichtet wäre .

In Randgebieten mit Netzen in der Ausbauphase sollte die Kostenberechnung auf den zusätzlichen Kosten
einer Bedienung dieser Endbenutzer oder Gruppen von Endbenutzern beruhen, die ein Betreiber nach den
üblichen kommerziellen Grundsätzen eines wettbewerbsorientierten Umfelds nicht bedienen würde .

Bei der Berechnung der Nettokosten werden die Einnahmen berücksichtigt . Die Ansätze für Kosten und
Einnahmen sollten auf zukünftige Fälle ausgerichtet werden .

ANHANG IV

LISTE MIT BEISPIELEN VON ELEMENTEN FUR ZUSAMMENSCHALTUNGSENTGELTE

nach Artikel 7 Absatz 3

Mit „Zusammenschaltungsentgelten " werden die von zusammengeschalteten Parteien tatsächlich zu entrich­
tenden Entgelte bezeichnet .

Mit „Tarifstruktur" werden die Hauptkategorien bezeichnet , in die Zusammenschaltungsentgelte unterteilt
werden, z . B.

— Entgelte für die erstmalige Herstellung der physischen Zusammenschaltung auf der Grundlage der
Kosten für die Bereitstellung der geforderten spezifischen Zusammenschaltung ( z . B. spezielle Geräte und
Betriebsmittel , Kompatibilitätsprüfung);

— Miete für die laufende Benutzung von Geräten und Betriebsmitteln (Unterhaltung von Verbindungen
usw.);

— variable Entgelte für Hilfs- und zusätzliche Dienstleistungen ( z . B. Zugang zu Teilnehmerverzeichnisdien­
sten , Unterstützung durch Vermittlungskräfte , Datenerfassung, Entgeltberechnung, Fakturierung, ver­
mittlungsgestützte und fortgeschrittene Dienste usw.);

— verkehrsabhängige Entgelte für die Übermittlung von Verkehr zu und von den zusammengeschalteten
Netzen ( z . B. Vermittlungs- und Übertragungskosten), die nach der Dauer der Inanspruchnahme
und/oder auf der Grundlage der erforderlichen zusätzlichen Netzkapazität errechnet werden können .

Mit „Tarifelementen " werden die Einzelpreise für jede Netzkomponente oder -funktion bezeichnet , die für
die zusammengeschaltete Partei bereitgestellt wird .

Zusammenschaltungstarife und -entgelte unterliegen nach Artikel 7 Absatz 2 den Grundsätzen der
Transparenz und Kostenorientierung.

Zusammenschaltungsentgelte können nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit einen angemessenen
Anteil an gemeinsamen Kosten, Gemeinkosten und an den Kosten beinhalten, die durch die Gewährung
eines gleichwertigen Zugangs und die Übertragbarkeit von Nummern sowie die Erfüllung grundlegender
Anforderungen entstehen (Erhaltung der Netzintegrität, Netzsicherheit in Notsituationen, Interoperabilität
der Dienste und Datenschutz ).
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ANHANG V

KOSTENRECHNUNGSSYSTEME FUR ZUSAMMENSCHALTUNG

nach Artikel 7 Absatz 5

In Artikel 7 Absatz 5 wird eine hinreichende Detaillierung der Kostenrechnungssysteme gefordert; nachste­
hend werden beispielhaft einige Bestandteile genannt, die in diese Kostenrechnungssysteme aufgenommen
werden können .

Durch die Veröffentlichung dieser Information soll Transparenz hinsichtlich der Berechnung der Zusammen­
schaltungsentgelte hergestellt werden, damit sich andere Marktteilnehmer davon überzeugen können, daß
die Entgelte korrekt und ordnungsgemäß berechnet wurden .

Dieses Ziel sollte von der nationalen Regulierungsbehörde und der betreffenden Organisation berücksichtigt
werden, wenn sie den Detaillierungsgrad der zu veröffentlichenden Information festlegen .

Nachstehend sind die Elemente aufgeführt , die in der zu veröffentlichenden Information enthalten sein
müssen :

1 . Angaben, welcher Kostenstandard verwendet wurde

z . B. Vollkosten, langfristige durchschnittliche zusätzliche Kosten, Grenzkosten, Kosten, die anfallen
würden, wenn die betreffende Leistung unabhängig von anderen Leistungen bereitgestellt wird („ stand­
alone costs "), usw.,

einschlielslich der Kostengrundlage(n ),

d . h . historische Kosten (aufgrund der Ist-Kosten für Geräte und Systeme ) oder aufgrund des
Wiederbeschaffungswerts von Geräten oder Systemen kalkulierte Kosten .

2 . Kostenelemente, die im Zusammenschaltungstarif eingeschlossen sind

Angabe aller einzelnen Kostenelemente, die zusammen das Zusammenschaltungsentgelt ausmachen,
einschließlich eines Gewinnelements .

3 . Grad und Verfahren der Kostenzurechnung, insbesondere Behandlung von gemeinsamen Kosten und
Gemeinkosten

Angaben darüber, inwieweit die direkten Kosten analysiert werden und inwieweit und nach welchem
Verfahren gemeinsame Kosten und Gemeinkosten in die Zusammenschaltungsentgelte einfließen .

4 . Buchfiihrungsvereinbarungen

d . h . Buchführungsvereinbarungen zur Behandlung der Kosten, die folgendes erfassen :

— Zeitplan zur Abschreibung wesentlicher Anlagegüter ( z . B. Grundstücke, Gebäude , Anlagen usw.);
— Gegenüberstellung von Erträgen und Kapitalkosten bei anderen wesentlichen Ausgabeposten ( z . B.
Computersoftware und -systeme, Forschung und Entwicklung, Erschließung neuer Geschäftsfelder ,
direkte und indirekte Bautätigkeiten, Reparaturen und Wartung, Finanzkosten usw.).

Die in diesem Anhang aufgeführten Informationen über Kostenrechnungssysteme können nach dem
Verfahren des Artikels 19 geändert werden .

ANHANG VI

GRENZWERTE FUR TELEKOMMUNIKATIONSUMSATZE

nach Artikel 8 Absätze 1 und 2

Abschnitt 1 — Die Schwelle für den Jahresumsatz bei Telekommunikationstätigkeiten nach Artikel 8
Absatz 1 beträgt fünfzig Millionen ECU ( 50 Mio . ECU).

Abschnitt 2 — Die Schwelle für den Jahresumsatz bei Telekommunikationstätigkeiten nach Artikel 8
Absatz 2 beträgt zwanzig Millionen ECU (20 Mio . ECU).
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ANHANG VII

VERHANDLUNGSRAHMEN FUR ZUSAMMENSCHALTUNGSVEREINBARUNGEN

nach Artikel 9 Absatz 2

ABSCHNITT 1

Bereiche, für die die nationale Regulierungsbehörde Ex-ante-Bedingungen vorgeben kann

a ) Streitbeilegungsverfahren

b ) Erfordernisse in bezug auf Veröffentlichung von/Zugang zu Zusammenschaltungsvereinbarungen sowie
weitere regelmäßige Veröffentlichungspflichten

c ) Erfordernisse in bezug auf Bereitstellung eines gleichwertigen Zugangs und auf Übertragbarkeit von
Nummern

d ) Erfordernisse in bezug auf gemeinsame Nutzung von Einrichtungen einschließlich Kollokation

e ) Erfordernisse zur Sicherstellung der Aufrechterhaltung grundlegender Anforderungen

f) Erfordernisse in bezug auf Zuteilung und Nutzung von Numerierungsressourcen (einschließlich des
Zugangs zu Teilnehmerverzeichnisdiensten, Notrufdiensten und transeuropäischen Nummern )

g ) Erfordernisse in bezug auf Aufrechterhaltung einer durchgehenden Dienstqualität

h ) Gegebenenfalls Festlegung des gesondert auszuweisenden Anteils der Zusammenschaltungsentgelte , der
den Beitrag zu den Nettokosten der Verpflichtungen aufgrund des Universaldienstes darstellt .

ABSCHNITT 2

Weitere Punkte, deren Regelung in Zusammenschaltungsvereinbarungen gefördert werden soll

a ) Beschreibung der bereitzustellenden Zusammenschaltungsleistungen

b ) Zahlungsbedingungen einschließlich Abrechnungsverfahren

c ) Standorte der Zusammenschaltungspunkte

d ) Technische Zusammenschaltungsnormen

e ) Interoperabilitàtstests

f) Maßnahmen zur Erfüllung grundlegender Anforderungen

g ) Geistige Eigentumsrechte

h ) Festlegungen zu und Abgrenzung von Haftung und Schadenersatz

i ) Festlegungen zu Zusammenschaltungsentgelten und deren Weiterentwicklung

j ) Streitbeilegungsverfahren zwischen den Parteien, ehe die nationale Regulierungsbehörde eingeschaltet
wird

k ) Laufzeit und Neuaushandlung von Vereinbarungen

1 ) Verfahren für den Fall , daß Änderungen der Netz- oder Dienstangebote einer der Parteien vorgeschlagen
werden

m) Sicherstellung eines gleichwertigen Zugangs

n ) Gemeinsame Nutzung von Einrichtungen

o ) Zugang zu Hilfs-, Zusatz- und innovativen Dienstleistungen

p) Verkehrs-/Netzmanagement

q ) Unterhaltung sowie Qualität von Zusammenschaltungsdienstleistungen

r ) Vertraulichkeit nichtöffentlicher Teile von Vereinbarungen

s ) Schulung von Personal .
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BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1 . Die Kommission hat am 31 . August 1995 einen Vorschlag für eine Richtlinie über die
Zusammenschaltung in der Telekommunikation zur Gewährleistung des Universaldien­
stes und der Interoperabilität durch Anwendung der Grundsätze für einen offenen
Netzzugang (ONP ) vorgelegt .

Der Vorschlag stützt sich auf Artikel 100a des EG-Vertrags .

2 . Das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme in erster Lesung am 14 . Februar
1 996 abgegeben .

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat am 28 . Februar 1996 Stellung genommen.

Aufgrund dieser Stellungnahmen hat die Kommission am 20 . März 1996 einen
geänderten Vorschlag vorgelegt .

3 . Der Rat hat am 17 . Juni 1996 seinen gemeinsamen Standpunkt gemäß Artikel 189b des
Vertrags festgelegt .

II . ZIELSETZUNG

Dieser Vorschlag, der im Hinblick auf die vollständige Marktöffnung im Jahr 1998 zu sehen
ist, zielt auf eine harmonisierte Festlegung der Zusammenschaltungsgrundsätze in den
Mitgliedstaaten ab, um so für neue Marktteilnehmer und Kunden, aber ganz generell auch
für alle bisherigen und künftigen Benutzer den freien Zugang zu den Telekommunikations­
netzen und -diensten sicherzustellen .

III . ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

1 . Allgemeine Bemerkungen

Der Rat ist der Auffassung, daß der Kompromiß, der dem gemeinsamen Standpunkt
zugrunde liegt , den Zielsetzungen des Kommissionsvorschlags entspricht und insbeson­
dere eine geeignete harmonisierte Rahmenregelung für die Zusammenschaltung dar­
stellt .

Was im einzelnen die Abänderungen des Europäischen Parlaments anbelangt, so hat sich
der Rat in sehr zahlreichen Fällen dem Standpunkt der Kommission angeschlossen, wie
er in ihrem geänderten Vorschlag zum Ausdruck kommt .

Bei etwaigen Änderungen am Kommissionsvorschlag sowie in seiner Haltung gegenüber
den Abänderungen des Europäischen Parlaments hat sich der Rat hauptsächlich von den
folgenden Überlegungen leiten lassen :

— Sicherstellung der Vereinbarkeit mit anderen einschlägigen Gemeinschaftsbestimmun­
gen, insbesondere den Richtlinien über den offenen Netzzugang (ONP) ( beispiels­
weise hinsichtlich der Ausschlußverfahren );

— präzise Abgrenzung der Tragweite bestimmter Bestimmungen ( beispielsweise durch
Ausdehnung der Umlegung der Kosten für den Universaldienst auf Organisationen,
die für die Öffentlichkeit zugängliche Sprachtelefondienste erbringen );

— Vereinfachung der Formulierungen der Richtlinie beziehungsweise größere Flexibili­
tät bei den geplanten Bestimmungen .

2 . Einzelbemerkungen

i ) Der Rat hat die folgenden Abänderungen des Parlaments in seinen gemeinsamen
Standpunkt übernommen :
— Nr. 12 erster Teil , 24 , 28 , 42, 45 zweiter Teil , 52 , 56 erster und zweiter Teil , 58
und 68 .
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Die folgenden Abänderungen hat der Rat ebenfalls übernommen, und zwar entwe­
der in redaktionell überarbeiteter, inhaltlich aber unveränderter Form, oder aber
unter Berücksichtigung nur eines Teils ihres Inhalts :

— Nr. 15 zweiter Teil ( abgedeckt durch Erwägungsgrund 13 ), 23 , 26 zweiter und
vierter Teil ( abgedeckt durch den Anhang IV), 37 , 63 , 64 , 65 , 66 und 67 .

ii ) Im Hinblick auf die folgenden Änderungsvorschläge des Europäischen Parlaments
war der Rat jedoch nicht in der Lage , der Kommission zu folgen :

Änderung 14 (Artikel 3 Absatz 1 )
Nach Auffassung des Rates entspricht diese Änderung nicht dem Geist des
Vorschlags für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über
einen gemeinsamen Rahmen für Allgemein- und Einzelgenehmigungen für Telekom­
munikationsdienste , den die Kommission im Januar 1996 vorgelegt hat .

Änderungen 20 (Artikel 5 Absatz 5 ) und 22 (Artikel 6 Einleitung )
Die Unterschiede zwischen dem Wortlaut dieser Änderungen und dem Wortlaut des
gemeinsamen Standpunkts sind im wesentlichen redaktioneller Art .

Ånderung 29 (Artikel 7 Absatz 5a )
Diese Änderung blieb im wesentlichen aus Gründen der Vereinfachung des Richtli­
nientextes unberücksichtigt; der Rat war der Auffassung, daß die Kommission auf
jeden Fall ihre spezifischen Befugnisse behält , die ihr im Vertrag und den Bestim­
mungen des abgeleiteten Rechts übertragen werden .

Änderung 32 (Artikel 7 Absatz 8 )
Der Rat hat den Absatz 8 des Artikels 7 im Interesse der Vereinfachung gestrichen .
Seines Erachtens behält die Kommission aufgrund der spezifischen Befugnisse , die
ihr im Vertrag im Hinblick auf die Einhaltung dieser Richtlinie übertragen werden ,
auf jeden Fall die Möglichkeit , zu verlangen , daß die veröffentlichten Zusammen­
schaltungsgebühren und -bedingungen sowie die Gebühren , die sich aus der
Umlegung der Kosten für den Universaldienst ergeben, dem ONP-Ausschuß zur
Verfügung gestellt werden .

Änderung 36 (Artikel 8 Absatz 3a )
Der Rat hat zu dieser Änderung die gleiche Auffassung vertreten wie zu Ände­
rung 29 .

Änderungen 40 (Artikel 9 Absatz 1 ) und 43 (Artikel 9 Absatz 6a )
Der Rat war der Auffassung, daß die in dieser Änderung vorgesehenen Zuständig­
keiten für die nationalen Regulierungsbehörden in der vorliegenden Richtlinie
unangebracht sind .

Änderung 44 (Artikel 10 Buchstabe da ))
Der Rat hat diese Änderung insofern nicht berücksichtigt, als der Umweltschutz in
der Richtlinie 90/387/EWG über den offenen Netzzugang für Telekommunikations­
dienste nicht als grundlegende Anforderung eingestuft wird . Der Rat hat jedoch die
Auffassung vertreten , daß den entsprechenden Anliegen des Europäischen Parla­
ments in Artikel 11 des gemeinsamen Standpunkts , der die Kollokation und die
gemeinsame Nutzung von Anlagen betrifft , weitgehend Rechnung getragen wird .

Änderung 46 (Artikel 12 Absatz 2 )
Nach Meinung des Rates ist es für die Mitgliedstaaten sehr schwierig, die
tatsächliche Koordinierung ihrer jeweiligen Standpunkte in internationalen Organi­
sationen und Foren sicherzustellen, da die Mitgliedstaaten lediglich die erforderli­
chen Maßnahmen ergreifen können, um diese Koordinierung zu erreichen .

Änderung 47 (Artikel 12 Absatz 3 )
Der Rat konnte sich dem Vorschlag des Europäischen Parlaments nicht anschließen ,
zwischen der Kontrolle der nationalen Numerierungspläne für Telekommunika­
tionsdienste durch die nationalen Regulierungsbehörden und der Erleichterung der
Übertragbarkeit von Telefonnummern eine Verbindung herzustellen .
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Änderung 48 (Artikel 12 Absatz 5 ) und 53 zweiter Teil ( Bisheriger Artikel 19 , neuer
Artikel 20 )

Die Frage der Übertragbarkeit von Telefonnummern hat im Rat wegen der hohen
Kosten , die mit der Verwirklichung dieses Leistungsmerkmals für die Betreiber
verbunden sind , umfangreiche Diskussionen ausgelöst .

Abschließend wurde die folgende Lösung in Betracht gezogen :

— Das Ziel einer Verfügbarkeit dieses Leistungsmerkmals in allen Ballungszentren
ab 1 . Januar 2003 (Artikel 12 Absatz 5 ) wird beibehalten , wobei die Kommis­
sion auf Antrag der Mitgliedstaaten einen Aufschub gewähren kann, wenn diese
den Nachweis erbringen können, daß dies für bestimmte Organisationen mit
übermäßigen Kosten verbunden ist (Artikel 20 Absatz 2 ).

— Nach Maßgabe des Berichts , den die Kommission dem Europäischen Parlament
und dem Rat bis zum 31 . Dezember 1999 vorlegen muß, wird dieser Termin
nach dem Verfahren des Artikel 100a gegebenenfalls geändert (Artikel 22
Absatz 2 ).

Nach Auffassung des Rates wird bei dieser Lösung sowohl den Interessen der
Benutzer als auch den durch dieses Leistungsmerkmal verursachten Kosten ausge­
wogen Rechnung getragen .

Änderungen 49 und 51 (Bisheriger Artikel 16 Absätze 2 und 5 , neuer Artikel 17
Absätze 2 , 3 und 4 )

Der Rat hielt es für angemessen , für grenzüberschreitende Streitfälle ein vergleichba­
res Streitbeilegungsverfahren vorzusehen wie in den Richtlinien 92/44/EWG und
95/62/EG über die Anwendung der ONP-Grundsätze auf Mietleitungen bzw.
Sprachtelefondienste , da es dieses Verfahren seines Erachtens ermöglicht, die
Interessen jeder der Parteien eines Streitfalls zu wahren .

Änderung 53 (Bisheriger Artikel 19 , neuer Artikel 20 )

Die Formulierung weicht zwar vom geänderten Vorschlag der Kommission ab,
Artikel 20 spiegelt aber im wesentlichen die Anliegen des Europäischen Parlaments
wider, da zwischen der zusätzlichen Übergangsfrist , die bestimmten Mitgliedstaaten
für die Liberalisierung der Telekommunikationsdienste eingeräumt wird, und der
Aussetzung bestimmter Verpflichtungen aufgrund der Richtlinie für dieselben Mit­
gliedstaaten eine enge Verbindung hergestellt wird .

Änderung 56 dritter Teil ( Bisheriger Artikel 21 Absatz 2 , neuer Artikel 22
Absatz 2 )

Der Rat hielt den Verweis auf die mögliche Einrichtung einer europäischen
Regulierungsbehörde in der vorliegenden Richtlinie für unangemessen .

iii ) Im übrigen sei darauf hingewiesen , daß der Rat in seinen gemeinsamen Standpunkt
gegenüber dem Vorschlag der Kommission und den Abänderungen des Europäi­
schen Parlaments verschiedene neue Bestimmungen aufgenommen hat .

Es handelt sich im wesentlichen um die folgenden Punkte :

Artikel 2 Absatz 1 : Begriffsbestimmungen

Die Definitionen der Begriffe „Zusammenschaltung" (Buchstabe a ) und „Telekom­
munikationsdienste " (Buchstabe d ) wurden umformuliert und präzisiert .

Artikel 3 Absatz 2 : Zusammenschaltungsgrundsätze

Der Anwendungsbereich dieses Artikels wurde auf öffentliche Mobiltelefone ausge­
dehnt .

Artikel 4 Absatz 2 : Zusammenschaltungsrechte und -pflichten

Im gemeinsamen Standpunkt ist vorgesehen, daß Organisationen mit beträchtlicher
Marktmacht „ allen begründeten Anträgen auf Netzzugang" stattgeben müssen .
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Artikel 4 Absatz 3 : Definition von Organisationen mit beträchtlicher Marktmacht
Aus Gründen der Rechtssicherheit hielt es der Rat für zweckmäßig, den Begriff der
beträchtlichen Marktmacht einer Organisation in einem Artikel und nicht nur in
einem Erwägungsgrund zu definieren . Dieser Text, der eine flexiblere Anwendung
ermöglicht, stellt gegenüber dem ursprünglichen Vorschlag der Kommission jedoch
keine grundsätzliche Änderung dar .
Artikel S Absatz 1 : Universaldienst

Der Rat hielt es für angezeigt , die Unternehmen, die gegebenenfalls Beiträge zu den
Kosten der Verpflichtungen zur Bereitstellung des Universaldienstes leisten, um
Organisationen zu ergänzen, die für die Öffentlichkeit zugängliche Sprachtelefon­
dienste bereitstellen .

Artikel 7: Grundsätze für Zusammenschaltungsgebühren und Kostenrechnungs­
systeme

In Absatz 2 wurden die Grundsätze der Transparenz und Kostenorientierung auch
auf Organisationen ausgedehnt, die öffentliche Mobiltelefonnetze und -dienste
bereitstellen und über eine beträchtliche Marktmacht verfügen .
Nach dem geänderten Absatz 3 ist es gestattet, für unterschiedliche Kategorien von
Organisationen unterschiedliche Tarife und Zusammenschaltungsbedingungen fest­
zulegen .
Absatz 5 wurde zur Anpassung an die Richtlinie über den offenen Netzzugang beim
Sprachtelefondienst umformuliert (Artikel 13 Absatz 2 ).

Artikel 8 : Getrennte Buchführung und Finanzkosten
Gemäß Absatz 1 können die Mitgliedstaaten von Organisationen, die für die
Erbringung von anderen Diensten in anderen Sektoren besondere oder ausschließli­
che Rechte besitzen , verlangen, die Telekommunikationstätigkeiten strukturell aus­
zugliedern .
Die Bestimmungen des Absatzes 2 wurden auf Organisationen gemäß Anhang I
Abschnitte 1 und 2 beschränkt, die eine beträchtliche Marktmacht besitzen .

Artikel 9 Absatz 2 : Allgemeine Aufgaben der nationalen Regulierungsbehörden
In bezug auf die Zusammenschaltung zwischen Organisationen gemäß Anhang II
erlaubt es der Absatz 2 den nationalen Regulierungsbehörden, in den in Anhang VII
aufgeführten Bereichen Ex-ante-Bedingungen festzulegen .

Artikel 10 Buchstaben a) und b): Grundlegende Anforderungen
Der Verweis auf besondere Entschädigungsauflagen wurde gestrichen .

Artikel 13 Absatz 1 : Technische Normen

Der Verweis auf in der Industrie weit verbreitete Spezifikationen, die von internatio­
nalen Industrieorganisationen ausgearbeitet werden, wurde gestrichen .

Artikel 14 Absatz 2 : Veröffentlichung von Informationen und Zugang zu diesen
Informationen
In Absatz 2 ist ( im Hinblick auf die in Artikel 4 Absatz 1 , Artikel 5 Absatz 5 ,
Artikel 6 , Artikel 7 Absatz 3 und Artikel 9 Absatz 3 genannten Informationen )
vorgesehen , daß aktualisierte Informationen interessierten Parteien auf Antrag
kostenlos zugänglich gemacht werden müssen .

Artikel 16 : Regelungsausschufs
Im Interesse der Abstimmung mit anderen ONP-Richtlinien, in denen dieses
Verfahren bereits vorgesehen ist , hat der Rat für die Anpassung der Anhänge IV, V
und VII an den technischen Fortschritt das Verfahren des Regelungsausschusses lila
vorgesehen .

Artikel 19 : Technische Anpassungen
Artikel 19 gilt nur für die Anhänge IV, V und VII , da eine Änderung der übrigen
Anhänge aufgrund ihrer Verknüpfung mit dem Anwendungsbereich der Richtlinie
nach Ansicht des Rates nicht Sache eines Ausschußverfahrens sein kann .
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Artikel 22 : Überprüfung der Durchführung der Richtlinie
Im gemeinsamen Standpunkt ist vorgesehen, daß sich diese Überprüfung insbeson­
dere auf zwei wichtige Bestimmungen erstreckt; dabei wird geprüft, ob sie aufgrund
der Marktentwicklungen , der Entwicklung der Technologie und der Veränderungen
in der Nachfrage der Benutzer angepaßt werden sollten .

Hierbei handelt es sich um die Bestimmungen über den Universaldienst (Artikel 5 )
und den Termin 1 . Januar 2003 für die Einführung der Übertragbarkeit der
Telefonnummer in Ballungsgebieten (Artikel 12 Absatz 5 ).

Anhang I Abschnitt 1 : Festes öffentliches Telefonnetz

In die Definition des festen öffentlichen Telefondienstes wurde die Bereitstellung
spezieller Dienstmerkmale für besondere soziale Bedürfnisse einbezogen .

Anhang II: Organisationen mit Zusammenschaltungsrechten und -pflichten

Die Beschreibung der Kategorien 3 und 4 wurde präzisiert .
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GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 35/96

vom Rat festgelegt am 18 . Juni 1996

im Hinblick auf den Erlaß des Beschlusses Nr. . . ./96/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom . . . über ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft für Gesundheitsberichterstattung

innerhalb des Aktionsrahmens im Bereich der öffentlichen Gesundheit

( 96/C 220/04

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 129,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialausschus­
ses ( 2 ),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen ( 3 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertrags ( 4 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

( 1 ) Gemäß Artikel 3 Buchstabe o ) des Vertrags muß
die Tätigkeit der Gemeinschaft einen Beitrag zur
Erreichung eines hohen Gesundheitsschutzniveaus
umfassen . Artikel 129 des Vertrags sieht in diesem
Bereich ausdrücklich eine Gemeinschaftszuständig­
keit dahin gehend vor , daß die Gemeinschaft die
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten för­
dert und erforderlichenfalls deren Tätigkeit unter­
stützt .

( 2 ) Der Rat hat in seiner Entschließung vom 27 . Mai
1993 ( 5 ) über die künftigen Maßnahmen im Bereich
der öffentlichen Gesundheit der Auffassung Aus­
druck gegeben, daß eine Verbesserung der Erfas­
sung, Analyse und Weitergabe von Daten aus dem
Gesundheitsbereich sowie der Qualität und Ver­
gleichbarkeit der zur Verfügung stehenden Daten
für die Aufstellung der künftigen Programme
wesentlich ist .

( 3 ) In seiner Entschließung zur Politik auf dem Gebiet
der Volksgesundheit nach Maastricht ( 6 ) hat das
Europäische Parlament darauf hingewiesen, wie
wichtig es ist, über ausreichende und relevante

Informationen als Grundlage für die Entwicklung
von Gemeinschaftsaktionen im Bereich der öffentli­
chen Gesundheit zu verfügen . Das Europäische Par­
lament hat die Kommission aufgefordert, die
Gesundheitsdaten aus den Mitgliedstaaten zu sam­
meln und zu prüfen , um die Auswirkungen der
Gesundheitspolitiken auf den Stand der öffentlichen
Gesundheit in der Gemeinschaft zu bewerten .

( 4 ) In ihrer Mitteilung vom 24 . November 1993 über
den Aktionsrahmen im Bereich der öffentlichen
Gesundheit hat die Kommission festgestellt, daß
eine verstärkte Zusammenarbeit bei der Standardi­
sierung und Sammlung vergleichbarer/kompatibler
Gesundheitsdaten sowie die Förderung von Ge­
sundheitsberichterstattungssystemen eine Vorbedin­
gung für die Einrichtung eines Rahmens zur Unter­
stützung der Politiken und Programme der Mit­
gliedstaaten darstellt . Die Gesundheitsberichterstat­
tung einschließlich der Gesundheitsdaten und -indi­
katoren wurde als vorrangiger Bereich für Vor­
schläge für mehrjährige Gemeinschaftsprogramme
im Bereich der öffentlichen Gesundheit ausge­
wählt .

( 5 ) In seiner Entschließung vom 2 . Juni 1994 zum
Aktionsrahmen im Bereich der öffentlichen Gesund­
heit ( 7 ) hat der Rat erklärt, daß der Sammlung von
Gesundheitsdaten Vorrang eingeräumt werden
sollte , und die Kommission aufgefordert, entspre­
chende Vorschläge vorzulegen . Nach Auffassung
des Rates sollten die verwendeten Daten und Indi­
katoren auch Maßnahmen betreffend die Lebens­
qualität der Bevölkerung, eine genaue Beurteilung
der gesundheitlichen Bedürfnisse, Schätzungen der
durch Prävention von Krankheiten vermeidbaren
Todesfälle , die sozialen und wirtschaftlichen Fakto­
ren, die den Gesundheitszustand der verschiedenen
Bevölkerungsgruppen bestimmen, sowie gegebenen­
falls — wenn die Mitgliedstaaten dies für erforder­
lich halten — Gesundheitsfürsorge , medizinische
Praxis und Auswirkungen der Reformen abdecken .

( 6 ) Eine Gesundheitsberichterstattung auf Gemein­
schaftsebene ist unerläßlich für die Planung, Beglei­
tung und Evaluierung gemeinschaftlicher Maßnah­
men im Bereich der öffentlichen Gesundheit sowie
für die Beobachtung und Bewertung der Auswir­
kungen der übrigen Gemeinschaftspolitiken auf die
Gesundheit .

P ) AB1 . Nr . C 338 vom 16 . 12 . 1995 , S. 4 .
( 2 ) ABI . Nr . C 174 vom 17 . 6 . 1996 , S. 3 .
( 3 ) AB1 . Nr . C 129 vom 2 . 5 . 1996 , S. 50 .
( 4 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 17 . April
1996 (ABl . Nr . C 141 vom 13 . 5 . 1996 , S. 94 ), gemeinsamer
Standpunkt des Rates vom . . . ( noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht ) und Beschluß des Europäischen Parlaments
vom . . .( noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht ).

( 5 ) ABI . Nr . C 174 vom 25 . 6 . 1993 , S. 1 .
( 6 ) ABI . Nr . C 329 vom 6 . 12 . 1993 , S. 375 . ( 7 ) ABI . Nr . C 165 vom 17 . 6 . 1994 , S. 1 .
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( 7 ) Es wird insbesondere durch die Kenntnis der Daten
über die öffentliche Gesundheit in Europa, die sich
durch die Einführung eines gemeinschaftlichen
Systems der Berichterstattung über die öffentliche
Gesundheit gewinnen lassen , möglich sein , die Ent­
wicklung der öffentlichen Gesundheit zu verfolgen
und Prioritäten und Zielsetzungen im Bereich der
öffentlichen Gesundheit festzulegen .

( 8 ) Unter Gesundheitsberichterstattung im Sinne dieses
Beschlusses wird die Festlegung gemeinschaftlicher
Gesundheitsindikatoren sowie die Sammlung, Ver­
breitung und Analyse gemeinschaftlicher Gesund­
heitsdaten und -indikatoren verstanden .

( 9 ) In seiner Entscheidung 93/464/EWG vom 22 . Juli
1993 über das Rahmenprogramm für prioritäre
Maßnahmen im Bereich der statistischen Informa­
tion 1993 bis 1997 (') hat der Rat unter der Über­
schrift „Die Statistik über Gesundheit und Sicher­
heit" die Analyse der Mortalität und Morbidität
nach Ursachen als einen Bereich prioritärer Maß­
nahmen im Rahmen der sektoralen Programme für
die Sozialpolitik , den wirtschaftlichen und sozialen
Zusammenhalt sowie den Verbraucherschutz ausge­
wiesen .

( 10 ) Der Rat hat in seiner Entscheidung 94/913/EG vom
15 . Dezember 1994 zur Annahme eines spezifischen
Programms für Forschung, technologische Entwick­
lung, einschließlich Demonstration , im Bereich Bio­
medizin und Gesundheitswesen ( 1994—1998 ) ( 2 )
die Koordinierung und den Vergleich der europäi­
schen Gesundheitsdaten , einschließlich der Daten
über die Ernährung, aus den einzelnen Mitglied­
staaten als spezifischen Forschungsbereich aufge­
führt ; dem wurde in dem entsprechenden For­
schungsprogramm Rechnung getragen .

( 11 ) Die Gesundheitsberichterstattung auf Gemein­
schaftsebene sollte Messungen des Gesundheitszu­
stands sowie der Gesundheitstrends und -determi­
nanten ermöglichen, die Planung, Begleitung und
Evaluierung von gemeinschaftlichen Programmen
und Maßnahmen erleichtern und den Mitgliedstaa­
ten Gesundheitsinformationen liefern , die für die
Entwicklung und Evaluierung ihrer Gesundheitspo­
litiken hilfreich sind .

( 12 ) Damit die Anforderungen und Erwartungen in die­
sem Bereich voll und ganz erfüllt werden, ist ein
gemeinschaftliches Gesundheitsberichterstattungssy­
stem zu entwickeln , das auch die Festlegung von
Gesundheitsindikatoren und die Sammlung von
Gesundheitsdaten, ein Netz für die Übermittlung
und Weitergabe von Gesundheitsdaten und - indika­
toren sowie Kapazitäten für die Analyse und Ver­
breitung der Gesundheitsinformationen umfaßt .

( 13 ) Die sich bietenden Möglichkeiten für die Entwick­
lung der einzelnen Teile eines gemeinschaftlichen

Gesundheitsberichterstattungssystems, zu denen
auch ein Ausbau der bestehenden Einrichtungen
gehört, sind mit Blick auf die angestrebten Ergeb­
nisse , die Flexibilität und das Kosten-Nutzen-Ver­
hältnis sorgfältig zu prüfen . Es muß ein flexibles
System geschaffen werden, das bereits jetzt für
brauchbar erklärte Elemente aufnehmen und sich
an neue Bedürfnisse und andere Prioritäten anpas­
sen kann . Ein solches System sollte auch die Festle­
gung eines Bestands an gemeinschaftlichen Gesund­
heitsindikatoren und die Erfassung der für die Fest­
legung dieser Indikatoren erforderlichen Daten
beinhalten .

( 14 ) Damit unnötige Doppelarbeit vermieden wird , soll­
ten gemeinschaftliche Gesundheitsdaten und -indi­
katoren an bestehenden europäischen Daten und
Indikatoren ausgerichtet werden, beispielsweise an
solchen, die im Besitz der Mitgliedstaaten sind
und/oder von diesen an internationale Organisatio­
nen weitergeleitet werden .

( 15 ) Die Datenerfassung wird in den einzelnen Mitglied­
staaten unterschiedlich gehandhabt .

( 16 ) Ein gemeinschaftliches Gesundheitsberichterstat­
tungssystem könnte Nutzen aus der Einrichtung
eines telematikgestützten Netzes für die Sammlung
und Verbreitung der gemeinschaftlichen Gesund­
heitsdaten und -indikatoren ziehen .

( 17 ) Mit Hilfe des gemeinschaftlichen Gesundheitsbe­
richterstattungssystems müßte es möglich sein ,
Daten für die Erstellung regelmäßiger Berichte über
den Gesundheitszustand in der Europäischen Ge­
meinschaft sowie für Analysen der Gesundheits­
trends und der Gesundheitsprobleme zu erhalten
sowie zur Verfügbarkeit und Verbreitung von
Gesundheitsinformationen beizutragen .

( 18 ) Die Errichtung eines Gesundheitsberichterstattungs­
systems in der Gemeinschaft setzt zwingend die
Beachtung der Datenschutzvorschriften , einschließ­
lich der Schaffung von Vorkehrungen zur Gewähr­
leistung der Vertraulichkeit und Sicherung der
Daten voraus , wie die Vorschriften der Richtlinie
95/46/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 24 . Oktober 1995 zum Schutz natürli­
cher Personen bei der Verarbeitung personenbezo­
gener Daten und zum freien Datenverkehr ( 3 ) sowie
der Verordnung (Euratom, EWG) Nr . 1588/90 des
Rates vom 11 . Juni 1990 über die Übermittlung
von unter die Geheimhaltungspflicht fallenden
Informationen an das Statistische Amt der Europäi­
schen Gemeinschaften ( 4 ) enthalten sind .

( 19 ) Im Rahmen der Aktion im Bereich der öffentlichen
Gesundheit sollte ein mehrjähriges Programm auf­
gelegt werden, das die Entwicklung eines gemein­
schaftlichen Gesundheitsberichterstattungssystems

(M AB1 . Nr. L 281 vom 23 . 11 . 1995 , S. 31 .
( 4 ) ABl . Nr . L 151 vom 15 . 6 . 1990 , S. 1 . Geändert durch die
Beitrittsakte von 1994 .

(') AB1 . Nr. L 219 vom 28 . 8 . 1993 , S. 1 .
( 2 ) ABl . Nr. L 361 vom 31 . 12 . 1994, S. 40 .
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(26 ) Die Daten sind derzeit nicht hinreichend vergleich­
bar . Unnötige Doppelarbeit sollte vermieden wer­
den durch die gemeinsame Entwicklung von Ver­
fahren und von Vergleichs- und Konvertierungs­
kriterien und -methoden, die Verbesserung der
Werkzeuge für die Datensammlung, wie Erhebun­
gen , Fragebögen oder Teile hiervon, sowie Spezifi­
kationen zum Inhalt der Gesundheitsinformationen,
die insbesondere mittels eines Telematiknetzes wei­
tergegeben werden sollen .

( 27 ) Um den Nutzen und die Wirksamkeit dieses Pro­
gramms zu steigern, sollten die Aktionen insbeson­
dere hinsichtlich ihrer Wirksamkeit und der Ver­
wirklichung der Ziele sowohl auf nationaler als
auch auf gemeinschaftlicher Ebene einer kontinuier­
lichen Evaluierung unterzogen und gegebenenfalls
entsprechend angepaßt werden .

( 28 ) In diesem Beschluß wird ein Finanzrahmen für die
gesamte Laufzeit dieses Programms festgelegt, der
für die Haushaltsbehörde im Rahmen des jährlichen
Haushaltsverfahrens den vorrangigen Bezugsrahmen
im Sinne von Nummer 1 der Erklärung des Euro­
päischen Parlaments , des Rates und der Kommis­
sion vom 6 . März 1995 ( 2 ) bildet .

( 29 ) Dieses Programm sollte eine Laufzeit von fünf Jah­
ren haben, damit ausreichend Zeit für die Durch­
führung der Maßnahmen zur Verfügung steht und
die gesteckten Ziele erreicht werden können —

und geeigneter Mechanismen für dessen Evalu­
ierung ermöglicht .

(20 ) Nach dem Subsidiaritätsprinzip kann die Gemein­
schaft Maßnahmen in Bereichen, die nicht in ihre
ausschließliche Zuständigkeit fallen, z . B. die Ge­
sundheitsberichterstattung, nur treffen, wenn die
Maßnahmen aufgrund ihres Umfangs und ihrer
Wirkung besser auf Gemeinschaftsebene durchge­
führt werden können .

(21 ) Die auf Gemeinschaftsebene formulierten und
durchgeführten Politiken und Programme, insbe­
sondere solche in Zusammenhang mit dem Aktions­
rahmen im Bereich der öffentlichen Gesundheit ,
sollten mit den Zielen der Gemeinschaftsaktion zur
Gesundheitsberichterstattung vereinbar sein . Die
Durchführung von Gemeinschaftsaktionen im Be­
reich der Gesundheitsberichterstattung sollte die
relevanten Forschungsaktivitäten des Rahmenpro­
gramms der Gemeinschaft für Forschung und tech­
nologische Entwicklung berücksichtigen und mit
ihnen koordiniert werden . Die unter das FTE­
Rahmenprogramm fallenden Projekte zu Telematik­
anwendungen im Gesundheitsbereich sollten mit
den Gemeinschaftsaktivitäten zur Gesundheitsbe­
richterstattung koordiniert werden . Die unter das
Rahmenprogramm der Gemeinschaft fallenden
Maßnahmen im Bereich der statistischen Informa­
tion , die gemeinschaftlichen Projekte im Bereich des
Telematikverbunds für den Datenaustausch zwi­
schen Verwaltungen ( IDA ) und die G-7-Projekte im
Gesundheitsbereich sollten eng mit der Durchfüh­
rung der Gemeinschaftsaktionen auf dem Gebiet
der Gesundheitsberichterstattung koordiniert wer­
den . Die Arbeit spezialisierter europäischer Agentu­
ren , wie der Europäischen Beobachtungsstelle für
Drogen und Drogensucht (EBDD ) und der Europäi­
schen Umweltagentur, sollte ebenfalls berücksichtigt
werden .

( 22 ) Die in diesem Bereich bestehende Zusammenarbeit
mit den zuständigen internationalen Organisationen
sowie mit Drittländern sollte ausgebaut werden .

( 23 ) Vom operativen Gesichtspunkt her sollten die in
der Vergangenheit getätigten Investitionen sowohl
in bezug auf die Schaffung gemeinschaftlicher Netze
als auch in bezug auf die Zusammenarbeit mit
einschlägigen internationalen Organisationen be­
wahrt und weiterentwickelt werden .

( 24 ) Die Kommission muß sicherstellen , daß dieses Pro­
gramm in enger Zusammenarbeit mit den Mitglied­
staaten durchgeführt wird .

(25 ) Zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat
und der Kommission wurde am 20 . Dezember 1994
ein „Modus vivendi " betreffend die Maßnahmen
zur Durchführung der nach dem Verfahren des
Artikels 189b EG-Vertrag erlassenen Rechtsakte (')
vereinbart .

BESCHLIESSEN:

Artikel 1

Aufstellung des Programms

( 1 ) Für den Zeitraum vom 1 . Januar 1997 bis zum
31 . Dezember 2001 wird innerhalb des Aktionsrahmens
im Bereich der öffentlichen Gesundheit ein Aktionspro­
gramm der Gemeinschaft für Gesundheitsberichterstat­
tung, im folgenden „ dieses Programm" genannt, beschlos­
sen .

( 2 ) Ziel dieses Programms ist es , einen Beitrag zur
Einrichtung eines gemeinschaftlichen Gesundheitsbericht­
erstattungssystems zu leisten , das es ermöglicht,

a ) den Gesundheitszustand sowie die Gesundheitstrends
und -determinanten in der gesamten Gemeinschaft zu
messen;

b ) die Planung, Begleitung und Evaluierung gemein­
schaftlicher Programme und Maßnahmen zu erleich­
tern ;

c ) den Mitgliedstaaten geeignete Gesundheitsinformatio­
nen zu liefern, anhand deren Vergleiche möglich sind
und die einzelstaatlichen Gesundheitspolitiken unter­
stützt werden können;

(M ABI . Nr . C 102 vom 4 . 4 . 1996 , S. 1 . ( 2 ) AB1 . Nr . C 102 vom 4 . 4 . 1996 , S. 4 .
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Artikel 5

Ausschufê

dabei soll die Zusammenarbeit zwischen den Mitglied­
staaten gefördert und erforderlichenfalls ihre Tätigkeit
unterstützt werden, die Koordinierung ihrer Politiken und
Programme in diesem Bereich intensiviert und die Zusam­
menarbeit mit den Drittländern und den zuständigen
internationalen Organisationen begünstigt werden .

( 3 ) Die Maßnahmen im Rahmen dieses Programms
und ihre spezifischen Ziele werden im Anhang I unter
folgenden Überschriften aufgeführt :

A. Festlegung gemeinschaftlicher Gesundheitsindikato­
ren

B. Entwicklung eines gemeinschaftlichen Netzes für die
Weitergabe von Gesundheitsdaten

C. Analysen und Berichterstattung .

Anhang II enthält eine nichterschöpfende Liste der Berei­
che , in denen Gesundheitsindikatoren festgelegt werden
könnten .

Artikel 2

Durchfiihrung

( 1 ) Die Kommission sorgt in enger Zusammenarbeit
mit den Mitgliedstaaten für die Durchführung der in
Anhang I genannten Maßnahmen gemäß dem Verfahren
des Artikels 5 .

( 2 ) Die Kommission arbeitet mit den im Bereich der
Gesundheitsberichterstattung tätigen Einrichtungen und
Organisationen zusammen .

( 1 ) Die Kommission wird von einem Ausschuß unter­
stützt, der sich aus je zwei Vertretern der Mitgliedstaaten
zusammensetzt und in dem der Vertreter der Kommission
den Vorsitz führt .

( 2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem
Ausschuß Entwürfe für Maßnahmen, die folgendes
betreffen :

a ) die Geschäftsordnung des Ausschusses ;

b ) ein Jahresarbeitsprogramm mit den für die jeweiligen
Maßnahmen festgelegten Prioritäten ;

c ) die Modalitäten, die Kriterien und die Verfahren für
die Auswahl und Finanzierung der Vorhaben im Rah­
men dieses Programms, einschließlich der Vorhaben,
die eine Zusammenarbeit mit im Bereich der öffentli­
chen Gesundheit tätigen internationalen Organisatio­
nen und die Beteiligung der in Artikel 6 Absatz 2
genannten Länder beinhalten;

d ) das Evaluierungsverfahren ;

e ) die Modalitäten für die Verbreitung und die Weiter­
gabe der Ergebnisse ;

f ) die Einzelheiten der Zusammenarbeit mit den in Arti­
kel 2 Absatz 2 genannten Einrichtungen und Organi­
sationen ;

g ) die im Hinblick auf die Verwirklichung des in Arti­
kel 1 Absatz 2 genannten Ziels dieses Programms
anzuwendenden Vorschriften für die Mitteilung von
Daten sowie ihre Konvertierung und für die übrigen
Methoden, um die Daten vergleichbar zu machen;

h ) die Vorkehrungen für die Definition und Auswahl der
Indikatoren ;

i ) die Vorkehrungen für die inhaltlichen Spezifikationen,
die für Einrichtung und Betrieb der entsprechenden
Netze erforderlich sind .

Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu den vorste­
hend genannten Entwürfen für Maßnahmen innerhalb
einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksichtigung
der Dringlichkeit der betreffenden Frage festsetzen kann.
Die Stellungnahme wird mit der Mehrheit abgegeben , die
in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags für die Annahme
der vom Rat auf Vorschlag der Kommission zu fassenden
Beschlüsse vorgesehen ist . Bei der Abstimmung im Aus­
schuß werden die Stimmen der Vertreter der Mitglied­
staaten gemäß dem vorgenannten Artikel gewogen . Der
Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil .

Die Kommission erläßt Maßnahmen, die unmittelbar gel­
ten . Stimmen sie jedoch mit der Stellungnahme des Aus­
schusses nicht überein , so werden sie sofort von der
Kommission dem Rat mitgeteilt . In diesem Fall gilt fol­
gendes :

— Die Kommission verschiebt die Durchführung der von
ihr beschlossenen Maßnahmen um einen Zeitraum
von zwei Monaten von dieser Mitteilung an;

Artikel 3

Finanzierung

( 1 ) Der Finanzrahmen für die Ausführung dieses Pro­
gramms wird für den in Artikel 1 genannten Zeitraum
auf 13 Millionen ECU festgelegt .

( 2 ) Die jährlichen Mittel werden von der Haushaltsbe­
hörde innerhalb der durch die Finanzielle Vorausschau
gesetzten Grenzen bewilligt .

Artikel 4

Kohärenz und Komplementarität

Die Kommission sorgt unter Beteiligung der Mitgliedstaa­
ten für Kohärenz und Komplementarität der im Rahmen
dieses Programms durchzuführenden Maßnahmen mit
den anderen einschlägigen Gemeinschaftsprogrammen
und -initiativen , sowohl mit denjenigen, die innerhalb des
Aktionsrahmens im Bereich der öffentlichen Gesundheit
durchgeführt werden , als auch insbesondere mit dem
Rahmenprogramm für statistische Information, den Pro­
jekten im Bereich des telematikgestützten Datenaus­
tausche zwischen Verwaltungen und dem Rahmenpro­
gramm für Forschung und technologische Entwicklung,
vor allem dessen Telematikanwendungen .
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— der Rat kann innerhalb des im ersten Gedankenstrich
genannten Zeitraums mit qualifizierter Mehrheit einen
anderslautenden Beschluß fassen .

( 3 ) Die Kommission kann den Ausschuß ferner zu
allen anderen Fragen hören , die die Durchführung dieses
Programms betreffen , einschließlich der Einzelheiten der
Koordinierung mit den übrigen Programmen und Initiati­
ven nach Artikel 4 .

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuß
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen . Der Aus­
schuß gibt — gegebenenfalls nach Abstimmung — seine
Stellungnahme zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist
ab , die der Vorsitzende unter Berücksichtigung der Dring­
lichkeit der betreffenden Frage festsetzen kann .

Die Stellungnahme wird in das Protokoll des Ausschusses
aufgenommen; darüber hinaus hat jeder Mitgliedstaat das
Recht zu verlangen , daß sein Standpunkt im Protokoll
festgehalten wird .

Die Kommission berücksichtigt soweit wie möglich die
Stellungnahme des Ausschusses . Sie unterrichtet den Aus­
schuß darüber , inwieweit sie seine Stellungnahme berück­
sichtigt hat .

( 4 ) Der Vertreter der Kommission unterrichtet den
Ausschuß regelmäßig über :

— die im Rahmen dieses Programms bewilligte finan­
zielle Beteiligung (Betrag, Dauer, Aufschlüsselung und
Empfänger );

— die Vorschläge der Kommission oder Initiativen der
Gemeinschaft sowie über die Durchführung von Pro­
grammen im Rahmen anderer Bereiche , die für die
Erreichung der Ziele dieses Programms unmittelbar
relevant sind , damit Kohärenz und Komplementarität
nach Artikel 4 gewährleistet sind .

Zusammenarbeit und Entwicklung und der Internationa­
len Arbeitsorganisation gemäß dem Verfahren des Arti­
kels 5 gefördert und durchgeführt .

( 2 ) Dieses Programm steht der Beteiligung der assozi­
ierten mittel - und osteuropäischen Länder (AMOEL)
nach Maßgabe der Bedingungen offen , die in den mit
diesen Ländern über die Beteiligung an Gemeinschafts­
programmen zu schließenden Zusatzprotokollen zu den
Assoziationsabkommen festgelegt sind . Zypern und
Malta werden auf der Grundlage zusätzlicher Mittel
gemäß den mit diesen Ländern zu vereinbarenden Verfah­
ren an diesem Programm nach den Regeln beteiligt , die
auch für die Länder der Europäischen Freihandelsassozi­
ation ( EFTA ) gelten .

Artikel 7

Begleitung und Evaluierung

( 1 ) Die Kommission sorgt unter Berücksichtigung der
von den Mitgliedstaaten zu erstellenden Bilanzen und
erforderlichenfalls unter Beteiligung unabhängiger Sach­
verständiger für die Evaluierung der durchgeführten Maß­
nahmen .

( 2 ) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament
und dem Rat nach der ersten Hälfte der Laufzeit dieses
Programms einen Zwischenbericht und am Ende der
Laufzeit einen Abschlußbericht vor . Diese Berichte enthal­
ten Informationen über den Finanzbeitrag der Gemein­
schaft in den einzelnen Aktionsbereichen und über die
Komplementarität mit den übrigen Programmen und
Initiativen gemäß Artikel 4 sowie das Ergebnis der Evalu­
ierung nach Absatz 1 . Die Kommission übermittelt diese
Berichte ferner dem Wirtschafts- und Sozialausschuß
sowie dem Ausschuß der Regionen .

( 3 ) Die Kommission kann auf der Grundlage der Eva­
luierung nach Absatz 1 gegebenenfalls geeignete Vor­
schläge zur Fortsetzung dieses Programms machen .Artikel 6

Internationale Zusammenarbeit
Geschehen zu Briissel am . .

Im Namen des
Europaiscben Parlaments

Der Pràsident

( 1 ) Im Rahmen der Durchführung dieses Programms
wird die Zusammenarbeit mit Drittländern und mit im
Bereich der öffentlichen Gesundheit tätigen internationa­
len Organisationen — vor allem der Weltgesundheits­
organisation —, der Organisation für wirtschaftliche

Im Namen des Rates

Der Pràsident
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ANHANG I

SPEZIFISCHE ZIELE UND AKTIONEN

A. FESTLEGUNG GEMEINSCHAFTLICHER GESUNDHEITSINDIKATOREN

Ziel

Festlegung gemeinschaftlicher Gesundheitsindikatoren im Wege einer kritischen Überprüfung der
vorliegenden Gesundheitsdaten und -indikatoren sowie entsprechend dem in Artikel 1 Absatz 2
genannten Ziel Entwicklung geeigneter Verfahren, um Gesundheitsdaten zu sammeln und sie vergleich­
bar zu machen .

1 . Ermittlung, Überpüfung und kritische Analyse der auf europäischer Ebene und in den Mitgliedstaa­
ten vorliegenden Gesundheitsindikatoren und -daten mit dem Ziel , ihre Relevanz, Qualität und
Abdeckung im Hinblick auf die Festlegung gemeinschaftlicher Gesundheitsindikatoren zu bestim­
men, wobei als Grundlage die von den Mitgliedstaaten anerkannten Daten verwendet werden .

2 . Ermittlung eines Bestands an gemeinschaftlichen Gesundheitsindikatoren, einschließlich eines
Teilbestands an Kernindikatoren für die Begleitung der gemeinschaftlichen Programme und
Maßnahmen im Bereich der öffentlichen Gesundheit und eines Teilbestands an Hintergrundindika­
toren, die für die Begleitung der anderen Gemeinschaftspolitiken, -programme und -maßnahmen
bestimmt sind und den Mitgliedstaaten als gemeinsame Maßstäbe für Vergleiche dienen können .
Anhang II enthält eine nichterschöpfende Liste der Bereiche, in denen Gesundheitsindikatoren
festgelegt werden könnten .

3 . Im Hinblick auf die Verwirklichung des in Artikel 1 Absatz 2 genannten Ziels : Einführung der
systematischen Sammlung von Daten und von Verfahren, anhand deren die Gesundheitsdaten
vergleichbar gemacht werden sollen, einschließlich der Unterstützung bei der Ausarbeitung von
Daten-Lexika und der Entwicklung geeigneter Konvertierungsverfahren und -Vorschriften .

4 . Beitrag zur Sammlung vergleichbarer Daten durch Förderung der Ausarbeitung von Erhebungen
einschließlich gemeinschaftsweiter Erhebungen zur Erarbeitung der Gemeinschaftspolitiken oder
von Modulen oder abgestimmten Modellfragebögen in bereits bestehenden Erhebungen .

5 . Förderung der Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen, die für den Bereich der
gemeinschaftlichen Gesundheitsdaten und -indikatoren zuständig sind, sowie von Netzen für den
Austausch von Gesundheitsdaten, die spezifische Bereiche der öffentlichen Gesundheit abdecken,
mit dem Ziel , die Vergleichbarkeit der Daten zu verbessern .

6 . Anreize zur und Unterstützung bei der Evaluierung der Durchführbarkeit und Kostenwirksamkeit
der Entwicklung standardisierter Statistiken über die Ressourcen des Gesundheitswesens mit dem
Ziel , diese in ein künftiges gemeinschaftliches Gesundheitsberichterstattungssystem einzubeziehen .

B. ENTWICKLUNG EINES GEMEINSCHAFTLICHEN NETZES FUR DIE WEITERGABE VON
GESUNDHEITSDATEN

Ziel

Ermöglichung einer effektiven und zuverlässigen Übermittlung und Weitergabe von Gesundheitsdaten
und -indikatoren mit telematikgestütztem Datenaustausch als wichtigstem Hilfsmittel .

7 . Ermutigung zur und Unterstützung der Entwicklung eines Netzes für die Übermittlung und
Weitergabe von Gesundheitsdaten, hauptsächlich durch einen telematikgestützten Austausch und
ein System verteilter Datenbanken, insbesondere durch Festlegung von Datenspezifikationen und
von Verfahren für den Zugang, die Datenwiedergewinnung, die Vertraulichkeit und Sicherheit für
die verschiedenen in das System einzubeziehenden Informationsarten .

C. ANALYSEN UND BERICHTERSTATTUNG

Ziel

Entwicklung von Verfahren und Instrumenten für die Analyse und Berichterstattung sowie Unterstüt­
zung von Analysen und Berichterstattung über den Gesundheitszustand , Gesundheitstrends und -deter­
minanten sowie die gesundheitlichen Auswirkungen von Politiken .
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8 . Anregung und Unterstützung der Bereitstellung von Kapazitäten für Analysen durch den Ausbau
bestehender Kapazitäten sowie von Kapazitäten zur Erforschung der Durchführbarkeit etwaiger
neuer Strukturen sowie vergleichbarer und prädiktiver Verfahren und Instrumente, zur Prüfung von
Hypothesen und Modellen sowie zur Evaluierung von Szenarien und Ergebnissen im Bereich der
Gesundheit .

9 . Unterstützung bei der Analyse der Auswirkung von gemeinschaftlichen Maßnahmen und Program­
men im Bereich der öffentlichen Gesundheit sowie bei der Erstellung und Verbreitung von
Berichten über die Evaluierung dieser Auswirkung.

10 . Unterstützung bei der Vorbereitung der Erstellung und Verbreitung von Berichten und sonstigem
Informationsmaterial über den Gesundheitszustand , Gesundheitstrends und -determinanten sowie
die gesundheitlichen Auswirkungen der übrigen Politiken .

ANHANG II

Nichterschöpfende Liste der Bereiche, in denen Gesundheitsindikatoren festgelegt werden könnten

A. Gesundheitszustand

1 . Lebenserwartung :
— Lebenserwartung in einem bestimmten Alter,
— Gesundheitserwartung .

2 . Mortalität :

— gesamt,

— Todesursachen,
— krankheitsspezifische Überlebenschancen .

3 . Morbidität :

— krankheitsspezifische Morbidität,
— Komorbiditàt .

4 . Funktion und Lebensqualität :
— Selbstangaben zum Gesundheitszustand,
— körperliche Behinderung,
— Aktivitàtseinschrànkungen,
— funktionale(r ) Status/Funktionstüchtigkeit,
— Einschränkung der Berufstätigkeit aus gesundheitlichen Gründen,
— geistige Gesundheit .

5 . Anthropometrische Merkmale .

B. Lebensweise und gesundheitsrelevante Gewohnheiten
1 . Tabakkonsum.

2 . Alkoholkonsum.

3 . Konsum von Drogen .
4 . Körperliche Betätigung.
5 . Ernährung.
6 . Sexualleben .

7 . Sonstiges .

C. Lebens- und Arbeitsbedingungen

1 . Beschäftigung/Arbeitslosigkeit :
— Berufliche Situation .

2 . Arbeitsumgebung:
— Unfälle ,

— Exposition gegenüber karzinogenen und anderen gefährlichen Stoffen,
— Berufskrankheiten .
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3 . Wohnverhâltnisse .

4 . Aktivitäten zu Hause und in der Freizeit :

— Unfälle im Haushalt,
— Freizeit .

5 . Verkehr :

— Autounfälle .

6 . Externe Umwelt :

— Luftverschmutzung,
— Wasserverschmutzung,
— andere Arten der Umweltverschmutzung,
— Strahlung,
— Exposition gegenüber karzinogenen und anderen gefährlichen Stoffen außerhalb der Arbeitsum­
gebung .

D. Gesundheitsschutz

1 . Finanzierungsquellen .
2 . Einrichtungen/Personal :

— Nutzung von Einrichtungen des Gesundheitswesens,
— Personal im Gesundheitswesen .

3 . Kosten/Ausgaben:
— stationäre Versorgung,

— ambulante Versorgung,
— Arzneimittel .

4 . Verbrauch/Verwendung:
— stationäre Versorgung,
— ambulante Versorgung,
— Arzneimittel

5 . Gesundheitsförderung und Krankheitsprävention .

E. Demographische und soziale Faktoren

1 . Geschlecht .

2 . Alter .

3 . Familienstand .

4 . Wohngegend .
5 . Bildung,
6 . Einkommen .

7 . Bevôlkerungsuntergruppen .
8 . Krankenversicherungsstatus .

F. Verschiedenes

1 . Produktsicherheit .

2 . Sonstiges .
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BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1 . Die Kommission hat am 17 . Oktober 1995 einen auf Artikel 129 des EG-Vertrags
gestützten Vorschlag für einen Beschluß über ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft
für Gesundheitsberichterstattung im Zuge des Aktionsrahmens im Bereich der öffentli­
chen Gesundheit vorgelegt (').

2 . Das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme am 17. April 1 996 abgegeben ( 2 ) .

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß und der Ausschuß der Regionen haben ihre
Stellungnahmen am 27. März 1996 ( 3 ) bzw. am 18 . Januar 1996 ( 4 ) abgegeben .

Im Lichte dieser Stellungnahmen hat die Kommission am 15 . Mai 1996 einen geänder­
ten Vorschlag vorgelegt ( 5 ).

3 . Der Rat hat am 17 . Juni 1996 gemäß Artikel 189b des EG-Vertrags seinen gemeinsamen
Standpunkt festgelegt .

II . ZIELSETZUNG DES VORSCHLAGS

Gegenstand dieses Beschlusses ist das fünfte Aktionsprogramm der Gemeinschaft, das im
Zuge des Aktionsrahmens im Bereich der Volksgesundheit vorgeschlagen und vom Rat in
seiner Entschließung vom 2 . Juni 1994 ( 6 ) als vorrangig eingestuft worden ist .

Das Ziel des Programms besteht in der Schaffung eines Systems der Gesundheitsberichter­
stattung der Gemeinschaft, das die Erfassung des Gesundheitszustands und der Tendenzen
und Determinanten der Gesundheit in der Gemeinschaft, eine erleichterte Programmierung,
die Begleitung und Evaluierung der Programme und Aktionen der Gemeinschaft sowie
Vergleiche zwischen den einzelstaatlichen Gesundheitspolitiken und deren Unterstützung
ermöglichen wird .

III . ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

1 . Änderungen am Vorschlag der Kommission

Allgemeine Bemerkung

Der Rat ist im wesentlichen dem von der Kommission vorgeschlagenen Ansatz gefolgt
und hat insbesondere in bezug auf den Inhalt des Programms die in Anhang I des
Vorschlags enthaltenen Aktionen insgesamt übernommen .

Finanzrahmen (Artikel 3 Absatz 1 )

Der Rat hat sich für einen Beitrag — 13 Mio . ECU — entschieden, der zwar nicht
vollständig dem vorgeschlagenen Betrag entspricht, diesem jedoch sehr nahekommt und
das Gleichgewicht zwischen den Erfordernissen der Durchführung und Begleitung der
Aktionen des Programms und der erforderlichen Berücksichtigung der Haushaltsdiszi­
plin wahrt .

Ausschußverfahren (Artikel 5 Absätze 2 und 3 )

Diesbezüglich hat der Rat jedoch von dem vorgeschlagenen Verfahren Abstand genom­
men und sich wie bei den bereits verabschiedeten Programmen für ein gemischtes

H ABI . Nr . C 338 vom 16 . 12 . 1995 , S. 4 .
( 2 ) ABI . Nr . C 141 vom 13 . 5 . 1996 , S. 94 .
( 3 ) ABl . Nr . C 174 vom 17. 6 . 1996 , S. 3 .
( 4 ) ABl . Nr . C 129 vom 2 . 5 . 1996 , S. 50 .
( 5 ) Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht (KOM(96 ) 222 endg. — COD 95/0238 ).
( 6 ) ABI . Nr . C 165 vom 17. 6 . 1994 , S. 1 .
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Verfahren entschieden, bei dem die erforderliche Flexibilität bei der Programmverwal­
tung mit der Notwendigkeit einer aktiveren Beteiligung der Mitgliedstaaten an einigen
wichtigen Beschlüssen in Einklang gebracht werden kann: So wird für die wichtigen
Beschlüsse das Verwaltungsausschußverfahren und für die sonstigen Beschlüsse ein­
schließlich der Einzelheiten der Koordinierung das Verfahren des beratenden Ausschus­
ses angewendet .

Einzelpunkte

Ferner hat der Rat einige Präzisierungen, Klarstellungen oder bestimmte Ergänzungen
von begrenzter Tragweite vorgenommen, insbesondere hinsichtlich der Nennung der
Datenschutzvorschriften (Erwägungsgrund 18 ), des Programmziels (Artikel 1 Absatz 2 ),
der Kohärenz und der Komplementarität (Artikel 4 ), der internationalen Zusammenar­
beit (Artikel 6 Absatz 1 ) sowie der Begleitung und der Evaluierung (Artikel 7 Absatz 3
in bezug auf die Maßnahmen zur Fortsetzung des Programms ). In bezug auf die
Sammlung vergleichbarer Daten (Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe g ) und Anhang I Teil A
— Erläuterung des Ziels und Nummer 3 ) hat er sich für eine breitere und flexiblere
Formulierung entschieden .

2 . Änderungen des Europäischen Parlaments
a ) Änderungen, die die Kommission in ihren geänderten Vorschlag aufgenommen hat

Von den 44 vom Europäischen Parlament in erster Lesung angenommenen Änderun­
gen hat die Kommission 28 aufgenommen, und zwar
— 7 vollständige (Änderungen 12 , 16 , 17, 18 , 20 , 23 und 29 )
— 21 teilweise (Änderungen 1 bis 3 , 4 , 6 , 7, 8 , 9 , 10 , 11 , 13 , 19 , 25 , 33 bis 40
und 42 ).

i ) Vom Rat übernommene Änderungen
Der Rat hat die Änderungen 17 und 20 des Europäischen Parlaments unverän­
dert in seinen gemeinsamen Standpunkt aufgenommen.
Ferner hat er teilweise oder in anderer Form die Änderungen 1 , 4 , 7, 8 , 9 , 11 , 19 ,
23 , 25 , 29 (Artikel 1 Absatz 3 und Anhang I Teil A Nummer 2 ), 33 , 35 bis 40
und 42 ( hinsichtlich der Form ) übernommen, und zwar meist in der von der
Kommission vorgeschlagenen Fassung .

ii ) Vom Rat nicht übernommene Änderungen
Im übrigen konnte der Rat in bezug auf die folgenden vom Europäischen
Parlament vorgeschlagenen Änderungen dem Vorschlag der Kommission nicht
folgen :
Von der Kommission vollständig aufgenommene Änderungen
— Änderung 12 (Erwägungsgrund 15a )
Der Rat hat diese Änderung, die auf die Zusammenarbeit zwischen den
Bereichen Gesundheit und Arbeitsschutz abstellt , nicht übernommen, da
seines Erachtens eine derartige Zusammenarbeit den Zielbereich des Pro­
gramms überschreiten und innerhalb des Programms zu haushaltsmäßigen
Schwierigkeiten führen würde .
Es sei jedoch darauf hingewiesen , daß in Artikel 6 des gemeinsamen Stand­
punkts vorgesehen ist , daß in bezug auf die internationale Zusammenarbeit
unter anderem die Zusammenarbeit mit der Internationalen Arbeitsorganisa­
tion gefördert werden soll .

— Änderungen 16 und 18 ( neuer Erwägungsgrund 16a , durch den Erwägungs­
grund 23 ersetzt wird )
Nach Auffassung des Rates bestand kein Anlaß , den ursprünglichen Platz
dieses Erwägungsgrundes zu ändern .

Von der Kommission teilweise übernommene Änderungen
— Änderung 3 (neuer Erwägungsgrund 3b )
— Änderung 6 (neuer Erwägungsgrund IIa )
— Änderung 34 (Anhang I Teil A neue Nummer 6a )
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Diese Änderungen, mit denen die Schaffung einer auf Dauer angelegten Struktur
(nämlich in Form einer Europäischen Gesundheitsbeobachtungsstelle ) beabsich­
tigt ist, konnten vom Rat nicht übernommen werden; seines Erachtens ist es nicht
angezeigt, im Rahmen des vorliegenden Programms (von begrenzter Dauer )
derartige Strukturen vorwegzunehmen.
In diesem Sinne hat der Rat generell von den Änderungen im geänderten
Vorschlag der Kommission nur jene übernommen, die in die gleiche Richtung wie
die betreffenden Änderungen des Europäischen Parlaments gingen :
— Bezugnahme auf den „Ausbau der bestehenden Einrichtungen" in Erwägungs­
grund 13 des gemeinsamen Standpunkts ( früherer Erwägungsgrund 12 ) und

— Bezugnahme auf den „Ausbau bestehender Kapazitäten" in Anhang I Teil C
Nummer 8 ).

— Änderung 10 (Erwägungsgrund 14 )
Der Rat vertrat die Ansicht, daß mit dem ursprünglichen Vorschlag, den er
beibehalten hat, den Anliegen des Europäischen Parlaments Rechnung getragen
werden konnte , dieser jedoch hinsichtlich der technischen Ausgestaltung des
Beobachtungssystems mehr Flexibilität bietet .

— Änderung 13 (Erwägungsgrund 16 )
Der Rat vertritt die Auffassung, daß der Text von Erwägungsgrund 18 des
gemeinsamen Standpunkts den bestehenden Verpflichtungen in bezug auf die
Vertraulichkeit und den Schutz der Daten in vollem Umfang Rechnung trägt .

b ) Änderungen, die die Kommission nicht in ihren geänderten Vorschlag aufgenommen
hat

i ) Der Rat ist im allgemeinen den Überlegungen gefolgt, die die Kommission
bewogen haben, einige Änderungen des Europäischen Parlaments nicht zu
übernehmen, und zwar die Änderungen,
— die nicht mit Buchstaben oder Geist von Artikel 129 des EG-Vertrages
übereinstimmen oder nicht mit den entsprechenden Bestimmungen der ande­
ren Programme auf dem Gebiet der Volksgesundheit vereinbar sind oder über
den Rahmen des vorgeschlagenen Programms hinausgehen (Änderungen 2,
15 , 21 , 32 , 43 und 47);

— mit denen ein weniger flexibler Text vorgeschlagen und/oder der Zielbereich
des Programms eingeschränkt wird (Änderungen 5 , 14 , 30 und 45 );
Hinweis: Zur Änderung 30 (Anhang I Teil A Nummer 3 ) vgl . Bemerkung

unter Abschnitt III Nummer 1 Unterabsatz 3 dieser Begründung.
— die an anderer Stelle berücksichtigt werden (Änderungen 26 , 27 und 28 ).

ii ) Der Rat hat folgende Änderungen teilweise oder in anderer Form übernom­
men:

— Änderung 31 (Anhang I Teil A ) inhaltlich , und zwar durch einen Zusatz zu
Nummer 1 ;

— Änderung 46 durch die Wahl einer Formulierung für Artikel 3 , die mit der
Formulierung der entsprechenden Bestimmungen bei den bereits verabschie­
deten Beschlüssen übereinstimmt (Erwägungsgrund 28 des gemeinsamen
Standpunkts ).

IV. SCHLUSSFOLGERUNGEN

Der Rat hat sich für ein Verfahren für die Durchführung des Programms entschieden, das
dem im Rahmen der bereits verabschiedeten Programme gewählten Verfahren entspricht,
und den Vorschlag der Kommission in der im Anschluß an die Stellungnahme des
Europäischen Parlaments geänderten Fassung inhaltlich beibehalten .
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